136. Dienſtag 


des Großherzogthums Poſen. 


Inland. 


Berlin den 13. Juni. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Superintendenten und Ober-Domprediger Hohn horſt zu Dom⸗Havelberg, 
und dem Geh. Regierungs⸗Rath Engelhardt beim ſtatiſtiſchen Büreau zu Ber⸗ 
lin den Rothen Adler-Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub zu verleihen; dem Ren⸗ 
tier David Michael Fräuckel den Titel eines Geheimen Kommiſſions⸗Rathes; 
den Juſtiz⸗Kommiſſarien und Notarien Garbe in Lübben, Jochmus, in Frank⸗ 
furt a. O. und v. Pöppinghauſen zu Werl den Charakter als Juſtiz⸗Rath zu 
verleihen; und den Ritterguts⸗Mitbeſitzer und Ober-Landesgerichts-Referendarius 
v. Seebach auf Groß⸗Gottern zum Landrath des Kreiſes Langenſalza, im Res 
gierungs⸗Bezirk Erfurt, zu ernennen. . 


Der Kaiſerl. Ruſſiſche Geh. Staatsrath und Königl. Polniſche General-Poſt⸗ 
Direktor, Graf Suminski, iſt von Thorn hier angekommen. — Der General- 
Poſtmeiſter und Chef des geſammten Poſtweſens, v. Schaper, iſt nach Königs⸗ 
berg in Pr., Se. Excellenz der Königl. Sächſiſche Wirkliche Geh. Rath v. Lan⸗ 
genn, nach Luckau, und der Königl. Schwediſche Ober⸗Ceremonienmeiſter, Frei⸗ 
herr Bonde, nach Dresden abgereiſt. 


Berlin. Aus den Abſtimmungs⸗Liſten, welche die Allg. Pr. Ztg. Nr. 156 
über die Sitzung der Drei⸗Stände⸗Kurie vom 2. Juni mittheilt, geht hervor, wie 
ſchwer in einer großen Verſammlung die Zweidrittel⸗Majorität für einen Vorſchlag 
zu erreichen iſt, und welche zufällige Umſtände andererſeits darauf einwirken, daß 

ein Paar Stimmen an dieſer Majorität fehlen. In der erwähnten Sitzung ſtimm⸗ 
ten 260 für das vom Abg. v. Vincke geſtellte Amendement, und 247 dagegen, 
obwohl in der Drei⸗Stände⸗Kurie die Anſicht vorherrſchte, daß der Antrag von 
Stimmen angenommen worden wäre, wenn kein namentlicher Aufruf ftattgefuns 
den hätte. Für das ſodann vom Grafen Schwerin geſtellte Amendement, das 
ſich nach der Ueberzeugung der meiften Deputitten nur in der Faſſung von dem er⸗ 
ſtern unterſchied, ſtimmten aber 327, und dagegen 171; es fehlten alſo an der 
Zwei: Drittele Majorität nur 5 Stimmen. Es hatten aber, wie die Vergleichung 
der beiden Stimmliſten ergiebt, acht Abgeordnete die für das v. Vincke'ſche Amen⸗ 
dement geſtimmt hatten, von denen man alſo annehmen durfte, daß ſie auch für 
den folgenden Antrag ſtimmen würden, den Saal verlaſſen und an der zweiten 
Abſtimmung keinen Antheil genommen, nämlich die Abgeordneten Appelbaum 
aus Bromberg, Delius aus Bielefeld, Germershauſen aus Glogau, K rauſe 
aus Chalupsko, Mohr aus Trier, Müller aus Wegeleben, v. Pſarski aus 
Poſen und Wulf aus Weſtphalen. Von dieſen acht Deputirten brauchten alſo 
nur fünf an der Abſtimmung Theil zu nehmen und die 3 Majorität war erreicht, 
und damit ein ſehr wichtiger Präcedenzfall für die Abſtimmung über die folgenden 
Punkte im Gutachten, betreffend die ſtändiſchen Petitionen, gegeben. — Der 
jetzige Staatsanwalt Wenzel, welcher bei den Tumultuanten⸗Prozeſſe die Sache 
des Staates ſo wacker vertritt, wird bekanntlich auch bei dem Polenprozeſſe die⸗ 

e Charge zu übernehmen haben; dagegen wird derſelbe, wie man hier ſicher 

wiſſen will, gleich nach Beendigung des Rieſenprozeſſes nach Ratibor abgehen, 
um bafelbft die Ober⸗Landes⸗Gerichts ⸗Präſidentur zu übernehmen. 

(Koln. 3) Der Miniſter v. Canitz ſoll mehreren namhaften Stände⸗Mit⸗ 
gliedern die Erklärung gegeben haben, daß die Aufhebung der Cenſur von der 
Staatsregierung bereits beſchloſſen ſei und daß in Preußen auch die Preſſe nun⸗ 
mehr ihren feſten Rechtsboden erhalten ſolle. So würden die aus Süddeutſch⸗ 
and herübergekommenen Gerüchte in Betreff einer von Preußen beim Bundestage 
ereits ergriffenen Initiative ihre Beſtätigung finden. Auch möchte nicht zu zweifeln 
ſein, daß die gerüchtweife bereits in einigen Blattern mitgetheilten Umriſſe des 
beabsichtigten künftigen Preußiſchen Preßgeſebes in ihren Grundzügen richtig ſein 
werden und daß die Diskuſſton auf dem Landtage eine, wenn auch ſtillſchweigende, 
Beruͤckſichtigung dieſer Grundzüge und eine lebhafte Kritik derſelben darbieten 
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werde. Bei der Preßfreiheits⸗Debatte dürfte denn auch das Verhältniß der Zei⸗ 
tungen zu den Landtags Verhandlungen zur Sprache kommen. Soll die Be⸗ 
stimmung aufrecht erhalten werden, daß die Preußiſchen Zeitungen nur aus dem 
offiziellen Berichte der Allg. Preuß. Ztg. ſchöpfen dürfen, dann muß jedenfalls 
Vorſorge getroffen werden, daß dieſe Berichte ſtets am Tage der Sitzung ſelbſt er⸗ 
ſcheinen und mit den erſten Poſten allenthalben verſandt werden, damit nicht aus⸗ 
wärtige Blätter den einheimiſchen um ganze Tage, ja, halbe Wochen zuvorkom⸗ 
men. Was man in anderen Ländern leiſten kann, wird man doch auch in Denutſch⸗ 
land leiſten können. 

Die Mittheilung der Allg. Pr. Z., daß die Arbeiten des Brückenbaus über 
die Weichſel zwiſchen Dirſchau und Marienburg ſofort eingeſtellt werden ſollen, 
hat ungemein überraſcht. Dieſer Befehl wird in der Provinz Preußen, weil er 
für ihre Zukunft entſcheidend iſt, tiefen Eindruck machen und auch uns Gelegenheit 
(Spen. 3.) 

Berlin den 13. Juni. Aus guter Quelle erfährt nan, daß der Konig 
gleich nach Beendigung der Landtagsverhandlungen über die Banknoten einen Spe⸗ 
zialbefehl ertheilt habe, wonach ſämmtliche Königl. Kaſſen angewieſen werden, 
künftighin die Banknoten, in welcher Quantität immer fie auch dargeboten werden, 
als Zahlung und Depoſitum anzunehmen. Nicht minder ſicher kann mitgetheilt 
werden, daß die Abgeordneten der Provinz Poſen ſo eben aus ihrer Mitte in der 
Angelegenheit der inſurrektionellen Polen an den Minifter des Innern, v. Bodel⸗ 
ſchwingh, eine Deputation abgeſendet haben. Als Zweck dieſer Sendung wird 
das Anliegen angegeben, ihre gefangenen Landsleute der Gnade einer Amneſtie 
möglichſt bald theilhaftig zu machen. Die Antwort des Miniſters ſoll zur Zufries 
denheit der Petenten ausgefallen ſein. 

(Add. Bl.) Man erzählt hier von einer ganz beſondern Auszeichnung, wels 
che für den Marſchall der Drei-Stände-Kurie, Hrn. v. Rochow, in Anbetracht 
feiner großen, allſeitig, ſelbſt von den ſtrengſten Oppoſitionsmännern anerkannten 
Verdienſte bei der Leitung der Landtags⸗Berathungen, vorbereitet wird. — Nach⸗ 
richten, welche von der Ruſſiſchen Grenze hierher gelangen, melden, daß 
noch nie die Grenzſperre mit einer ſo energiſchen Strenge durchgeführt worden ſei 
wie gegenwärtig; die ſämmtlichen Grenzregimenter ſeien in den neueſten Tagen 
wieder gewechſelt, und die neuen an die Grenze gerückten Truppen erhielten eine 
außerordentliche Geldzulage, um die Veranlaſſung zur Beſtechlichkeit ſo viel als 
möglich zu entfernen und ihnen zur ftrengften Erfüllung ihrer Pflichten einen Anz 
reiz zu geben. 

(Polizei⸗Zeitung.) Bei den vielfachen Unterſuchungen, welche in neuerer 
Zeit wegen Wuchers anhängig geworden find, hat ſich das Kriminalgericht ver⸗ 
anlaßt geſehen, den Wucher für ein Verbrechen zu erklaren, welches einen Mangel 
an ehrliebender Geſiunung an den Tag legt und deshalb außer auf die gewöhnli⸗ 
che Geldſtrafe auch noch auf den Verluſt der National-Kokarde zu erkennen. Da 
die meiſten Wucherer Geſchäftsleute find, welche durch den Verluſt der Kokarde in 
ihren bürgerlichen Verhaͤltniſſen bedeutenden Schaden erleiden, fo bildet dieſe An⸗ 
ſicht des Kriminalgerichts allerdings ein wohlthätiges Schreckmittel gegen den 
überhandnehmenden Wucher. Andererſeits iſt aber auch nicht zu verkennen, daß 
der Wucher ein Vergehen iſt, zu welchem Jemand, namentlich bei dem jetzigen 
hohen Zinsfuße, ſehr leicht ohne ſein Verſchulden kommen kann und daß überhaupt 
nach der neueren Theorie der Rechtswiſſenſchaft es ſehr zweifelhaft iſt, ob Wucher 
überhaupt ein peinlich ſtrafbares Vergehen if. Der Ober-Appellations⸗Senat 
des Königl. Kammergerichts hat früher die oben angeführte Entſcheidung des Kri⸗ 
minalgerichts gebilligt, in feiner Sitzung vom 27. v. M. aber ſich dahin ausge⸗ 
ſprochen, daß nach Lage unſerer Geſetzgebung der Wucher kein Verbrechen fei, 
welches den Verluſt der National⸗Kokarde nach ſich ziehen könne. 

Breslau. — (Bresl. Bl.) Wir haben die erfreuliche Ausſicht, Se. Maj. 
den König in nächſter Zeit zur Einweihung des Friedrichs, Denkmals innerhalb 
unſerer Mauern zu ſehen. 

Königsberg. — (3. f. L.) Die hieſige Polizeibehörde iſt gegen den 
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Sonntagsgottesdienſt der Juden eingefchritten, weil ein Miniſterialreſkript alle 
Veränderungen des jüdiſchen Gottesdienſtes verbietet. 

Memel, den 8. Juni. Briefen aus Liban zufolge, hat die daſelbſt ein⸗ 
gegangene Nachricht, daß der Bau einer Eisenbahn von Georgenburg nach Liban 
von dem großen Eiſenbahn⸗Comité unter Vorſitz des Großfürſten⸗Thronfolgers ge⸗ 
nehmigt ſei, lebhafte Freude hervorgerufen. Der Bau ſoll auch die Kaiſerl. Be⸗ 
ſtätigung in der Art erhalten haben, daß die Krone eine Zinſengarantie für das 
auf 6 Mill. S.⸗R. veranſchlagte Kapital Übernähme. Die Bahn würde haupt⸗ 
ſächlich zum Transport von Holz, Getreide, Leinſaat, Flachs ꝛc. benutzt werden. 

Der Holzhandel iſt jetzt hier beſonders lebhaft, jo daß es an Schiffen fehlt, 
um die vom Auslande eingehenden Aufträge auszufuͤhren. Auch iſt die Fracht 
ſeit Wiedereröffnung der Schifffahrt ſehr bedeutend geſtiegen, und es werden fort⸗ 
während Kapitalien im Bau neuer Schiffe angelegt. 

Aus der Provinz Sachſen. (Magd. Ztg.) Aus guter Quelle haben 
wir vernommen, daß der General-Poſtmeiſter v. Schaper unausgeſetzt einer 
wichtigen Veränderung im Deutſchen Poſtweſen feine beſondere Aufmerkſam⸗ 
keit zugewendet hat. Dieſelbe iſt zwar vorerſt noch als Projekt zu bezeichnen, ne⸗ 
benbei auch wohl unter die ſogenannten frommen Wünſche zu zählen, weil ſich 
die Reform nicht auf das Preußiſche Poſtweſen allein, ſondern, wie geſagt, auf 
das Deutſche Poſtweſen erſtreckt, hierbei alſo die Verwaltungs Tendenzen 
und Finanz⸗Intereſſen der verſchiedenen Deutſchen Staaten in Berührung kom⸗ 
men. Immer iſt aber ſchon ein emſiges Beſtreben, das Chaos der Deutſchen 
Portotaxen möglichſt zu lichten, worauf es hier abzweckt, mit Dank anzuerkennen. 

Es handelt ſich nämlich darum, im Poſtweſen des geſammten Deutſchen Vater⸗ 
landes einerlei Porto, Targrundſätze und Tarſtufen einzuführen, mit der Maß⸗ 
gabe, daß alles Antheilporto, Tranſitporto u. ſ. w. wegfalle. Für einen Brief 
von Magdeburg nach München z. B. hätte München das ganze Porto, und um⸗ 
gekehrt Magdeburg das ganze Porto zu beziehen, d. h. unter Anwendung von 

ganz gleichen Targrundfägen. Nimmt man nun an, daß ein Brief den andern 
hervorruft, oder auf eine Frage eine Antwort ertheilt wird, ſo iſt nicht abzuſehen, 
daß bei einem derartigen Porto- Bezuge die eine Staatsanſtalt ſchlechter fahren 
ſollte, als die andere. Daß es hierbei nicht auf eine totale Einnahme- Gleichheit 
ankommen konne, iſt einleuchtend; dieſelbe würde aber in ihrer Reeiprozität immer 
eine annähernde ſein. Zur Feſtſtellung des Porto für die ganze Entfernung würde 
ein direkter Meilenzeiger für ganz Deutſchland den Maßſtab abgeben und das 
Porto für ganz Deutſchland in eine gleichmäßige Moderation treten. Da hier⸗ 
bei auch die verſchiedenen Gewichtsprogreſſionen annullirt und auf eine völlige Ue⸗ 
bereinſtimmung zurückgeführt, dieſe aber ſelbſt ſehr vereinfacht würden, ſo würde 
ſelbſt dem Laien die nöthige Portozahlung berechenbar gemacht werden. Käme ein 
derartiger Deutſcher Poſtverband wirktich zu Staude, fo batte ſich nicht allein der 
neue Chef des Preußiſchen Poſtweſens, von dem dieſe Einigungsidee befonders 
ausgeht und emſig verfolgt wird, ſchon zeitig einen guten Namen gemacht, ſon⸗ 
dern es hätten auch an dem Danke für dies Meiſterſtück, wie wir es nennen wür⸗ 
i den, alle hierbei einflußreiche Deutſche Poft- Autoritäten gerechten Antheil. 


Ausland. 
b Bie e tf e en d 
Frankfurt a. M. Der Bundespräſidtalgeſandte Graf v. Muͤuch⸗Belling⸗ 
i haufen fol nun mit Beſttmmtheit am nächſtkünftigen Samstage zu erwarten ſein. 
Das zur Publizität gelangte Duell der beiden Landtags-Deputirten von Gagern 
und Georgi (Großh. Heſſen) dürfte wohl durch die Dazwiſchenkunft der Rheinheſ⸗ 
ſiſchen Kollegen des Erſtern vereitelt werden. Hr. v. Gagern, vermeinen ſie, 
dürfe ſich gar nicht mit Hrn. Georgi ſchlage, bevor dieſer einige andere derartige 
Ehrenſachen zur Erledigung geführt habe. In ſofern ſich nun dieſe Behauptung 
thatſächlich bewähren ſollte, würde, glaubt man, Hr. v. Gagern, ſonſt ein iu je⸗ 
der Hinſicht, wie denn auch in dem befragten Ehrenpunkte vollkommen unbeſchol⸗ 
tener Mann, den Vorſtellungen feiner Kollegen Folge geben. i 
Dresden. Der präfldirende Gefandte des Deutſchen Bundes, Graf Müuch⸗ 
Bellinghauſen, iſt hier eingetroffen. i 
55 10 44 I nf nach dem Bekanntwerden der von Sr. Majeſtät 
dem König genehmigten freifinnigen Grundzüge für die neue Geſetzgebung wurde 
in verſchiedenen Kreiſen verabredet, den Monarchen im Königl. Hoftheater feier⸗ 
lich zu empfangen, um dadurch den freudigſten Dank auszudrücken für die neue 
dem Lande erwieſene Wohlthat. 
geſchehen, mußte aber damals unterbleiben, da Se. Majeſtät nicht im Theater 
etſchien. Geſtern Abend jedoch, als Se. Majeftit an der Seite Ihrer Majeftät 
der Königin die Loge vetrat „ ertönte ein ſo ſtürmiſcher Jubelruf, wie er wohl 
ſtätker, herzlicher und tiger in dieſem Hauſe noch nicht vernommen. Das 
Haus war babei in allen Thellen betfüllt, und wohl an 3000 Perſonen aus 
allen Ständen waren anweſend. Der Monarch war von dieſer Geſinnungs⸗ und 


Dankesäußerung freudig überraſcht und dankte durch oftmaliges Verbeugen nach 
allen Seiten des Hauſes. s 


O e i ch. } 
8 Blatter enthalten N : 
Wien, den 9. Juni. Unſere halten eine Verordnung über die 
Veſttafung bes Verbrechens der öffeutlichen breed boshafte Beſchadi⸗ 
Fung an Giſenbahnen. Die Strafen find auf bis 10 Jahre ſtrengen Kerter ber 
fümmt, und wenn das Verbrechen den Tod eines Menſchen bun Polge hatte, ſo daß 
bieſes von dem Thäter vorher gefehen werben konnte, fol auf den Tod erkannt werden. 


Schon am Sonntag vor acht Tagen ſollte dies 


Aus Alexandria meldet man, daß der Vicekönig von Aegypten den Oeſterrei⸗ 
chiſchen Ingenieren, welche die Vermeſſungen für den Kanal von Suez vornehmen 
ſollen, alle mögliche Unterſtützung gewährt; er hat ihnen eine Brigantine von 
18 Kanonen zur Unterſuchung der Küſte Uberwieſen, und ſogar in der Wüſte 
Militairpikets aufſtellen laſſen. Mehemed Ali das Unternehmen wahr⸗ 
haft begeiſtert zu ſein. 5 
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Frank er ei ch. 2 

Paris den 8. Juni. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗Kam⸗ 
mer begann die Distuſſion über die gußerorbentlichen Kredite für Algerien. 

Herr Emil v. Girardin hat im erſten Büregu der Depntirten⸗Kammer erklärt, 
daß er der Einbringung der Propoſttion des en der Diskuſſion, 
welche dieſelbe hervorgerufen, vollſtändig fremd, und daß das in Umlauf geſetzte 
Gerücht, fein (Girardin's) Anſtifteu habe jene Propoſttion zu Tage gefördert, eine 
Verleumdung gegen ihn wie gegen den Antragſteller fei. f ö 

Nach dem Conſtitutionnel ſoll Herr v. Girardin behaupten, er habe die 
Beweiſe in Händen, daß der Epoque mit Vorwiſſen eines Miniſters bie 
80,000 Fres., welche man als Unterſtützung zur Fortdauer dieſes miniſteriellen 
Blattes für eine Pairie⸗Verſprechen ausbedungen habe, gezahlt worden ſeien, ob⸗ 
gleich man dem Zahler das Verſprechen, ihn zum Pair zu machen, nachher nicht 
gehalten habe. 

Auf den Wunſch der betreffenden Deputirtenkammer⸗Kommiſſion hat die Re⸗ 
gierung eingewilligt, daß die Verlängerung der freien Getreide-Einfuhr bis zum 
31. Januar 1848 fortdauern ſoll. 

In Bayonne hat die Polizei abermals einen thätigen Agenten des Grafen 
von Montemolin, Trecu mit Namen, verhaftet. Er kam als baskiſcher Bauer 
verkleidet von der Grenze und trug wichtige Papiere bei ſich. 

Aus Oran wird dem Commerce vom 25. Mai geſchrieben: Abd el 
Kader befindet ſich nach den letzten Nachrichten bei Melilla und es ſcheint gewiß, 
daß er dem Gouverneur dieſes Platzes Depeſchen für Paris übermittelt hat. Die 
Völkerſchaften des Riff ſind noch immer in Anarchie. Jüngſthin wurde eine von 
Fez abgegangene Karawane, obgleich fie eskortirt war, bei Thaza angegriffen. 
Es herrſcht in dieſem Theil des Marokkaniſchen Reichs große Unſicherheit. Am 
23. wurde in Djemma Ghazaouat die Ankunft des General Cavaignac in 
Tlemcen gemeldet, und man fügte hinzu, es bereite ſich eine neue Expedition nach 
dem Süden vor. Auch war von der Abſendung einer Kolonne nach Lalla Maghr⸗ 
nia die Rede, da ſich Symptome von Inſubordination an dieſem Theil der Grenze 
gezeigt haben. 

Spanien. 

Madrid, den 2. Juni. Am 30. Mai traf das am 24 ſten in London von 
den Repräfentanten Englands, Frankreichs, Portugals und Spaniens unter⸗ 
zeichnete Protokoll hier ein, durch welches der Einmarſch eines Spaniſchen Hülfs⸗ 
Corps in Portugal zum Behufe der Unterdrückung des dortigen Aufſtandes verfügt 
wird. Am 31ſten unterzeichneten hier der Miniſter⸗Präſident Pacheco und der 
Portugieſiſche Geſandte, Graf von Thomar, eine Uebereinkunft, in der die nä⸗ 
heren Beſtimmungen über das Einrücken dieſes Hülfs⸗Corps von 14,000 Mann 
feſtgeſetzt wurden. Abſchriften dieſer Uebereinkunft wurden geſtern durch Couriere 
nach London und Liſſabon befördert. 

Der Finanz⸗Miniſter hat verordnet, daß, wo die Einfuhr fremden Kornes 
in Gemäßheit der Verfügung vom 14. März geſtattet iſt, ſie keinerlei Zollabgabe 
unterliegen ſoll, ſelbſt wenn ſie unter fremder Flagge geſchieht. 
Hier in Madrid ſind die Brodpreife jo hoch geſtiegen, daß die niederen Volks⸗ 
klaͤſſen einige Aufregung zeigen. Dieſen Morgen waren mehrere Bäckerläden 
geſchloſſen. ' E 
In Catalonien hat nach Triſtauy's Tode Pons (Pep del Oli) den Oberbefehl 
über die Karliſten übernommen. . Mie 

Verſchiedene Korporationen von Madrid und eine große Anzahl von Wir 
denträgern der Kirche haben geſtern dem Päpſtlichen Nuntius ihre Aufwartung 
gemacht. 0 
5 In Lerida iſi am 27. Mai der Parteichef Pejo de Termes in dem Augen⸗ 
genblick feſtgenommen worden, als er mit einem ſeiner Spione die Flucht ergrei⸗ 
fen wollte. Dem Miniſter des Innern iſt dieſe Verhaftung offiziell angezeigt 
worden. 8 

Unterdeſſen lief hier die Nachricht ein, daß ein Spaniſches Corps unter den 
Befehlen des Brigadiers Lerſundi bei Tuy über den Minho ging, die Portugieſi⸗ 
ſchen Rebellen, welche die Grenzfeſtung Valenga blokirten und beſchoſſen, zwang, 
die Belagerung aufzugeben, und dieſen Platz beſetzte. Es ſcheint, daß ein Engli⸗ 
ſchet Obriſt, der von Liſſabon über Vigo am 26ſten in Guy ankam, dem dort 
anweſenden General-Capitain von Galicien Depeſchen Aberbrachte, in welchen ihm 
der Auftrag zur Beſetzung der erwähnten Portugieſ- Grenzfeſtung erthellt wurde. 

Die bewaffnete Intervention Spaniens ist alſo bereits zur Thatsache gewor- 
den. Die eigentliche Hülfs⸗Armee, die bel Salamanca zuſammengezogen wird, 
dürſte jedoch ſchwerlich vor acht Tagen ins Feld ruͤcken können, da zu der erforder⸗ 
lichen Verpflegung und Ausrͤſtung dieſer Truppen bisher kaum die eiuleitenden 
Schritte getroffen worden ſind. Die Regierung hatte anfangs Badajoz als den 
Stützpunkt auserleſen, von wo aus die Operationen gegen Portugal beginnen 
ſollten. Auch begab ſich der Befehlshaber der Spaniſchen Avantgarde am 27ſten 
von dort nach der Portugieſiſchen Grenzfeſtung Elvas, um ſich mit dem dortigen 


Gousvernenr zu beſprechen. Jetzt aber erhielten die bei Badajoz zuſammengezoge⸗ 


nen Truppen Befehl, nach Eludad Rodrigo zu marſchiren. Der Marſch ging 
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mit ſolcher Uebereilung vor ſich, daß von einem einzigen Bataillon am erſten Tage 
1 Offizier und 6 Soldaten vor Ermattung umkamen und 160 Soldaten krank 
auf dem Wege zurückblieben. 5 

Vorgeſtern begaben die Miniſter ſich abermals nach dem Pardo und verweil⸗ 
ten mehrere Stunden dei dem Könige, der die Abſicht hegen ſoll, ſeinen Aufent⸗ 
halt nach Valladolid zu verlegen. 

Man ſpricht noch immer von Umtrieben, vermittelſt deren die Mannszucht 
der Truppen und ihre Ergebenheit gegen die Königin untergraben werden fell. 
Namentlich wurde unter ihnen, wie es heißt, eine Proclamation verbreitet, in der 
fie aufgefordert werden, ſich für den König als wirklichen Souverain zu erklären. 

Während die ultramoderirte Partei nach dieſer Richtung hin arbeitet, ſcheinen 
die Miniſter darthun zu wollen, daß ſie für einen äußerſten Fall den Progreſſi⸗ 
ften die Gewalt einzuräumen bereit find. Sie haben fo eben allen ausgewander⸗ 
ten oder verbannten progreſſiſtiſchen und eſparteriſtiſchen Generalen und Offizieren 
ohne Ausnahme freigeſtellt, in ihr Vaterland zurückzukehren. Eſpartero ſelbſt iſt 
nicht von dieſer Begünſtigung ausgeſchloſſen. 

Die Gaceta veröffentlicht heute ein Königl. Dekret, kraft deſſen der Friedeus⸗ 

fürſt für einen vollkommen ſchuldloſen Bürger erklärt und ihm die Erlaubniß zur 
Rückkehr nach Spanien ertheilt wird. Auch wird er in den Beſitz feiner Titel und 
Würden wieder eingeſetzt und eine beſondere Kommiſſion ſoll über die Anſprüche 
eniſcheiden, welche er, um zur Wiedererwerbung feiner Güter zu gelangen, er⸗ 
heben dürfte 

Seit geſtern iſt es (wie bereits gemeldet) dem als Urheber des Attentats vom 
4. Mai verhafteten la Riva geſtattet, Beſuche zu empfangen. Er beſteht auf 
feiner Schuldloſigkeit und fragt die ihn beſuchenden Perſonen, ob irgend Jemand 
ihn des Königsmordes für fähig halten könne. 

In Aviles (Aſturien) rottete ſich am 27ſten das Volk zuſammen, um das 
Einſchiffen von Korn zu verhindern. Es entſtand ein heftiger Kampf mit den 
Gendarmen, welche Feuer gaben, 4 Bürger tödteten und 27 verwundeten und 
darauf gezwungen wurden, ſich nach Oviedo zurückzuziehen. Das Volk blieb Sie- 
ger, und die Korumagaziue mußten ihm geöffnet werden. Auch in Granada er⸗ 
neuerten ſich die Unruhen wegen der Theuerung des Kornes am 28ſten. Die Be: 
hoͤrden verkündigten den Kriegszuſtand und ſtellten für den Augenblick die Ruhe 
wieder her. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 6. Juni. Se. Königl. Hoheit der Prinz Oskar von Schwer 
den, deſſen Landung in Portsmouth gemeldet wurde, iſt geſtern nach Nachmittag 
nach London gekommen und bei dem Schwediſchen Geſandten, Baron v. Rehau⸗ 
fen, abgeſtiegen. Der Prinz hat dem Großfuͤrſten von Rußland in Miwarts 
Hotel einen Beſuch gemacht und wird ſich auch der Königin vorſtellen laſſen. 

Die Tim es bringen heute einen Artikel über die Portugieſiſchen Verhältniſſe, 
welcher offenbar die Auſichten des Miniſteriums darüber ausdrückt und beſchwich⸗ 
tigend auf die Oppoſition wirken ſoll, welche für den nächſten Montag im Unter⸗ 
„Haufe einen ernſtlichen Angriff gegen die Regierung vorbereitet habe. Die Times 
geſtehen offen ein, daß England ſich zu einer Intervention in Portugal entſchloſ⸗ 
ſen habe, weil es fürchtete, die andern Mächte, nämlich Spanien und Frankreich, 
würden dann auf eigene Hand dort interveniren. 

Die Unterzeichnungen zu dem für Cobden beſtimmten Ehrengeſchenke ſind jetzt 

geſchloſſen worden; fie betragen 80,483 Pfd. St. 13 Sh. 8 Pe. und find bis 
auf 15,195 Pfund baar eingezahlt. Der Sun iſt nicht damit zufrieden, daß 
das Gomité die Unterzeichunngen eher geſchloſſen hat, als die urſprünglich beab⸗ 
ſichtigte Summe von 100,000 Pfd. Sterl. erreicht worden iſt; er ſchlaͤgt zur 
Completirung eine Halb⸗Pfennig⸗Subſeription vor. 
In Birmingham waren bereits Vorbereitungen getroffen worden, um bei der 


nächſten Parlaments⸗Wahl Sir Robert Peel zum Repräſentanten der Stadt zu 


wählen. Letzterer hat jedoch die Kandidatur beſtimmt abgelehnt. 
Wegen des in Irland ſo weit verbreiteten Typhus iſt die Abhaltung der vier— 
teljährlichen Aſſiſen bis zum Ottober d. J. aufgeſchoben worden. 

Die Times ſchleudern hente einen fulminanten Artikel gegen Frankreich über 
den Kanal und ſchütten das Kind mit dem Bade aus. Was kann Herr Guizot, 
was können ſeine Kollegen im Amte dafür, daß die oppoſitionelle Preſſe in Paris 
tagtäglich die Franzöſiſche Regierung wegen ihrer mangelhaften Politik in Spanien, 

ortugal, Griechenland, dem Orient u. ſ. w. angreift? Was können fie dafür, 
daß alle Parteien, die vom Conſtitutionnel an bis zu dem National herab 
vertreten ſind, in den Chorus einſtimmen, alles Unglück von Spanien, wie wir 
Wen kennen, und wie es uns die nächſte Zukunft vielleicht ſchon unbere⸗ 
e vorführen wird, ſei durch die ruhelos thaͤtge, eiferſüchtelude, 
im Ferclg N Englands veranlaßt, durch die Politit, welche ihre Pläne 
N = de gusbrütet und fie dann durch Herrn Bulwer, der ſich wie we: 
nige dazu geeignet, erekutlten läßt. Was die Oppoſitlonspreſſe in Paris dem 
Engliſchen Miniſterium in Bezug auf Spanien vorwirft, findet, fo weit uns 
bekannt, überall fein Echo und die Times mühen ſich heute in ihrer blinden 
Wuth umſonſt ab, dieſe Vorwürfe auf Frankreich zurüctzuwälzen und die Regie⸗ 
rung an der Seine zu begreifen. Der ewige Jude muß dem Engliſchen Blatt 
; damn dienen, ein Bild für die Franzöſiſche Politit in Spanien herzuleihen. Wie 
Rodin, der Jeſuit, und ſeine Konſorten die große Erbſchaft durch die elendeſten, 
niederträchtigſten Machinationen an ſich zu ziehen geſucht, ähnlich ſei die Doppel- 
heirath in Madrid herbeigeführt worden; wie aber im entſcheidenden Moment die 
große Etbſchaft den Jeſulten aus den Händen gegangen ſei, fo, zeige ſich jetzt 


-fabula narratur. 


welche ihm Oeſterreich zu zahlen außer Stande war, 


ähnlich in Spanien, daß ſich die Franzöſiſche Politik verrechnet habe. Mas wer⸗ 


den die Franzöſiſchen Blätter zu dieſen maßloſen Schmähungen des Engliſchen 
Blattes jagen? Wir würden ganz einfach erwiedern: mutato nomine, de te 
Gott und die Welt weiß, daß die pyrenäiſche Halbinſel nur 
an der Baumwollenpolitik von England krank liegt. e 

(B. H.) In der heutigen Unterhaus⸗Sitzung hat die erwartete Debatte 
über die Portugieſiſchen Verhältniſſe noch nicht ftattgefunden. Die nöthigen Do⸗ 
kumente hatten noch nicht vorgelegt werden können, Lord John Ruffell verſprach 
fie. indeß zum 7. d. M., und Herr Hume erklärie nun, feinen Antrag ſchon am 
7. vorbringen zu wollen, ließ ſich indeß endlich von Lord John Ruſſ ell bewe⸗ 
gen, denſelben bis zum 10. auszuſetzen. Lord Palmerſton verſprach noch⸗ 
mals vollftändige Anskunft und verſicherte, daß die Britiſche Regierung nicht im 
mindeſten die Abſicht habe, zur Einführung des Despotismus in Pottugal die 
Hand zu bieten, ſondern daß ſie nur die Charte Dom Pedro's geſichert ſehen 
wolle. 

Italien. 

Rom, den 29. Mai. Der heilige Vater weilt noch in Subiaco, wo er mit 
unbeſchreiblichem Jubel empfangen wurde. Die nah und fern gelegenen Ortſchaf⸗ 
ten jollen wie ausgeſtorben fein, indem die Bewohner nach Subiaco geſtrömt find, 
Selbſt aus dem Königreich Neapel find mehrere Laufende über die Grenze gekom⸗ 
men und lagern Nachts unter freiem Himmel um die Stadt, weil dieſe die Menge 
nicht faſſen kann. i 

Herr Caſtillo y Ayenſa war nach Neapel abgereiſt, um die Königin Chriſtine 
dort zu begrüßen; vorgeſtern, gleich nach ſeiner Zurücktunft, begab er ſich von 
hier nach Subiaco. e u 

Rom, den 1. Juni. Se. Heiligkeit der Papſt ift geſtern von feiner Reife 
nach Subiaco hierher zurückgekehrt. Wie bei allen Gelegenheiten, wo er ſich öf⸗ 
ſentlich zeigt, wurde ihm auch diesmal von dem Volke, welches ihm mehrere Mig⸗ 
lien weit entgegen gezogen war, der feſtlichſte Empfang zu Theil. 5 

Die Königin Chriſtine von Spanien iſt heute früh von Neapel hier eingetroffen. 

Neapel, den 23. Mai. Se. Majeſtät der König ſetzt in Begleitung ſei⸗ 
ner Brüder, der Grafen von Aquila und Trapani, ſeine Reiſe bis zum Oeſter⸗ 
reichiſchen Küſtenlande fort, von wo er bald zurückerwartet wird. E 

Am Freitag, den 21ſten d., wurde in der Kirche San Maria del Carmine 
das Standbild Kouradin’s, von Thorwaldſen in Rom modellirt und von dem 
Baperiſchen Bildhauer P. Schöpf in Marmor ausgeführt, in Gegenwart des 
Kronprinzen von Bayern, des Errichters deſſelben, feierlich enthüllt. Se. Königl. 
Hoheit wurde beim Eintritt in den Tempel von der Geiſtlichkeit empfangen, zu 
dem Monument geführt, worauf die Verhüllung ſiel und die zahlreiche Verſamm⸗ 
lung beim Anblicke des in jeder Hinſicht gelungenen Werkes in unwillkürlichen 
Beifall ausbrach. Die Basreliefs an dem Piedeſtal ſind von Herrn Schopf kom⸗ 
ponirt und ſtellen auf der einen Seite den Abſchied des letzten Hohenſtaufen von 
ſeiner Mutter, auf der anderen Seite den Abſchied von ſeinem Todesgefährten, 
dem Prinzen Friedrich, vor. Der Kronprinz hatte ein feierliches Todtenamt zu 
dieſer Gelegenheit angeordnet, nach welchem eine Kanzelrede folgte und die Ein⸗ 
weihung des Monuments. Nicht blos der hohe Stifter dieſes Denkmals, ſon⸗ 
dern alle Kenner find mit dem Monument äußerſt zufrieden, welches einfach, ſchön 
und edel bei der günſtigen Beleuchtung eine wahre Zierde der Kirche und Neapels 
bildet, das ohne die Muniſieenz des Kronprinzen von Bapern keine Arbeit Thor⸗ 
waldſen's aufzuweiſen hätte. „ 


Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen. Mehrere Iuftitute haben, durch die Debatten des Vereinigten 
Landtages veranlaßt, die Annahme von Bank Noten verweigert, weil ſolchen nicht 
die Garantie des Staates geworden. Referent fragt daher, ob die Bank⸗Noten 
jetzt weniger Werth haben? na 

Hat der Staat Garantie geleiftet, fo ſteht zu erwarten, daß er auch dafür 
Vortheile fordern wird“), — hat er ſich aber davon losgeſagt, fo kann et auf 
dieſe keinen Anſpruch machen. In dieſem Falle redutirt fich die Sicherheit nur 
auf die Bank ſelbſt, dieſe iſt aber durch ein Kapital von 15 Millionen Thaler gas 
rantirt, deren Roten alſo in jeder Beziehung ſicherer ſind, als die Wechſel der 
erſten Handlungshaͤuſer, da dieſe ohne Kontrolle agiren, während die Bank unter 
der des Staates und der Aktionaire ſtehet. — Das Publitum kann daher ganz 
beruhigt fein, da weder die Bank von England, noch die Bank von Frankreich, 
noch endlich die von Leipzig, deren Noten hier fo häufig courſiren, von ihren 
Staaten garantirt find und deſſenungeachtet vollkommenen Kredit genießen. 
Wahre Sicherheit kann übrigens nur eine Bank bieten, wenn fie wirklich ungbhän⸗ 
gig vom Staate, und deren Vermögen, wie hier, bedeutend iſt, da ſie in Zeiten 
des Unglücks nicht in deſſen Kalamitäten verflochten wird. Möge das Publikum 
daran erinnert werden, daß 1810 Napoleon die ihm zuerkannten Kriegstoßßen, 
in Wechſeln der Wiener 
Häuſer „Fuchs“, „Ochs“, „Gaymüller“ und „Aruſtein u. Eskeles“ verlangte, 
die ihm unter der einzig und allein deshalb gebildeten Firma „Joga“ 00 worden 
und von allen Börſen gern genommen wurden. ER. 

Die Checks des Berliner und Breslauer Kaſſen⸗ Vereins ſind auch nicht vom 
Staate garantirt und doch nimmt ſie jeder gern, deshalb mag auch das Publik 
Vertrauen haben zu den Haͤuſern, die Theilnehmer der Bank geworden und die 
wahrlich ihre 15 Mill. Thlr. nicht leichtſinnig aufs Spiel feben werben. (49) 


a g. N 


Berlin. Vor einigen Tagen wurden zwei anſtändig gekleidete Herren in 
einem Omnibus⸗Wagen verhaftet, weil ſie in demſelben einen Taſchendiebſtahl 
ausgeführt und einem Fahrgaſte eine goldene Doſe entwendet hatten. 

Aus Calcutta meldet man, daß vor einigen Wochen die den Sikhs abge⸗ 
nommenen 250 Geſchütze dort eingetroffen und mit großen militairiſchen Feier⸗ 
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lichkeiten in Empfang genommen worden waren. Ein Künſtler hatte die ganze 
Scene in einem Oelbilde dargeſtellt, welches nach England geſandt und dort in 
Kupfer geſtochen werden ſoll. Zwei der ſchönſten Geſchütze waren von Sir H. 
Maddock ausgeſucht worden, um als Geſchenk der Britiſch-Indiſchen Regierung 
Sr. K. H. dem Prinzen Waldemar von Preußen überſendet zu werden. 


Stadttheater in Poſen. 
Dienſtag den 15ten Juni zum Bencſiz für Mad. 
Pfiſter: Die Grabesbraut, oder: Guſtav 
Adolph in München; dramatiſches Gemälde 
aus den Zeiten des dreißigjährigen Krieges, in fünf 
Aufzügen, mit einem Vorſpiel: Die Verlobten, 
in 1 Aufzuge von J. F. Bahrdt. 
* Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landess gericht zu Bromberg. 


Das im Wagrowiecſchen Kreiſe belegene ade⸗ 
lige Rittergut Rufiec, R. 18., landſchaftlich abge⸗ 
ſchätzt auf 39,226 Rihl. 28 Sgr. 3 Pf., ſoll im 
Wege der Exekution 

am 20ſten December d. J. Vormittags 

um 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Taxe, Hypothenſchein und Kaufbedingungen kön⸗ 
nen in der Regiſtratur eingeſehen werden. 

Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläu⸗ 
biger, nämlich: 

1) die Gebrüder Caſimir und Napoleon 

v. Radziminski, b 

2) der Pächter Johann Fethke, 

3) die Wittwe Juſtina Stajewska und die 
Geſchwiſter Thereſe und Anna Eliſabeth 
Stajewsfi, 

4) die Profeſſor Joſeph u. Caroline Szezep⸗ 
kowskiſſchen Eheleute, d 

5) die Intereſſenten der bei dem Königlichen Land⸗ 
und Stadtgericht zu Schubin verwalteten 
Stanislaus Janikowskiſchen Pupillen⸗ 
Maſſe, 

6) die Geſchwiſter Antonin a, Xaver, Theo⸗ 
phil und Florentine Janikowska, 

7) die Geſchwiſter Patricia, Provident ia, 
Maximilian, Pamilla, Boleslaus und 
Wanda von Radziminski, 

werden hierzu öffentlich vorgeladen. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land⸗ und Stadtgericht Erſte Abtheilung 
zu Poſen den 11. December 1846. 


Das Grundſtück des Deſtillateurs“ Vincent 
Kolski, hier am Markte sub No. 72. belegen, 
abgeſchätzt auf 12,603 Rthlr. 2 Sgr. 11 Pf. zufolge 
der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der 
Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 10ten Nuker 1847 Vormittags 

I 


| hr ; 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläubi⸗ 
ger, die nicht näher bezeichneten Fich ner ſchen Mi⸗ 


norennen, die unbekannten Obalewicz ſchen Erben, 
ſo wie die unbekannten Erben des Kaufmanns Mi⸗ 
chael Zup anski werden hierzu öffentlich vorgeladen. 


Bekanntmachung. 

Der Neubau einer auf 1181 Thlr. 1 Sgr. 10 Pf 
excl. Hand- und Spanndienſte, veranſchlagten Scheu⸗ 
ne auf der Probſtei zu Commendery bei Poſen 
ſoll in dem daſelbſt am 22. Juni c. Vormittags 10 
Uhr anſtehenden Termine in Entrepriſe aus gethan 
werden. 

Bauunternehmer können die beim Kirchen-Colle⸗ 
gium in Commendery offen liegenden Bedingun⸗ 
gen, Anſchlag und Zeichnung einfehen und ihre Ent⸗ 
ſchließungen in dem Termine abgeben, die erſorder⸗ 
lichen Hand- und Spanndienſte werden von den Ein⸗ 
gepfarrten unentgeltlich geleiſtet. 

Kobylopole, am 7. Juni 1847. 


Königl. Polizei-Diſtr.⸗Commiſſarius Merk. 


Güter ⸗ Verpachtung 
im Fürſtenthum Krotoſchin. 

Der im Krotoſchiner Kreiſe, 13 Meile von 
Krotoſchin und Dobrzyce, und 3 Meile von 
Kozmin belegene Haupt-Pachtſchlüſſel 

Rozdraßze wo, 
mit den Vorwerken Rozdrazewo, Dzielice und 
Maciejewo mit 
3576 Magd. Morgen I [IRuthe Ackerland, 
204 116 Wieſen, 


= 2 


28 „ 138 Gärten, 
274 1 2 „ 68 = Teichen, 
21 „ 57 RNainen u. Hutungen, 


dann mit 26 Spann- und 632 Handdienſten, guten 
und zureichenden Wohn-, Wirthſchafts⸗ und Pro⸗ 
pinations-Gebäuden, dem Getränkeverlage in den 
herrſchaftlichen Krügen, und mit 7000 Rtlr. Grund- 
Inventarien⸗Capital oder Objecten, ſoll in dem 
Freitags den 25ſten Juni cur. Vormit⸗ 
tags um 10 Uhr 
in unſerem Geſchäfts⸗Lokale hieſelbſt anſtehenden Ter⸗ 
mine von Johannis cur. ab auf 12 Jahre meiſt⸗ 
bietend verpachtet werden. 

Nur wirkliche Landwirthe, welche zureichendes Be⸗ 
triebs-Capital nachweiſen, und die vorgeſchriebene 
Pacht- und Inventarien-Caution leiſten können, 
werden gegen eine baare Einlage von 1200 Rthir. 
zur Licitation zugelaſſen werden; die höhere Geneh⸗ 
migung des Meift- oder Beſtgebots mit der Wahl 
unter den Beſtbietenden wird aber vorbehalten. Die 
allgemeinen und ſpeziellen Pachtbedingungen nebſt 
dem Haupt⸗Ertrage pro informatione find täglich 
während der Dienſtſtunden in unſerem Geſchäſts⸗ 
Lokale einzufchen. 

Schloß Krotoſchin, den 10. Juni 1847. 

Fürſtlich Thurn⸗ und Taxis ſche Rent: 
kammer. 


eines großen Lagers eleganteſter und fei 
bel, 

„Sopha's, 

„Kleider-Secretairen, 
„reaux, Servanten, 


„Klapp-, Spiel-, 


»Schen, 


„len, Tabourets, 


findet heute am 1 
folgenden Tagen, 


„Näh-, Auszieh-, Einsa 
Arm-, Lehn-, 


Der Ausverkauf 9% 
uſter Mahagoni = und Birkenmö⸗ AED 
beſtehend in: 
Chaiselongs, Cosaisen, 
Kommoden, Cylinder - Bu- 
Nipp- und Bücher- Spinden, 
Wasch-, Schreib-, Pfeiler-, Nipp-, 
tz-, Bilder- und ovalen Ti. 
Hinterlass- und Rohr-Stüh- 
Frumeaux, Säulen-, Bronce-, 
„Baroque-, Pfeiler- und Toiletten-Spiegeln, Con- 
„solen mit Marmorplatten und Bettstellen“, 
öten dieſes Monats von Vormittags 10 Uhr ab und den darauf 
in dem zunächſt dem Kleemannſchen Wohngebäude gelegenen 8 


ifferſtraße No. 4., und um ſchleunigſt damit zu räumen 
> pilligen Preisen ſtatt. ö 


Schreib- und 


Bekanntmachung. 

Für den Winter 1842 ſoll der Brennholz⸗Bedarf 
für das Königliche Ober⸗Präſidium, die Königliche 
Regierung, das Königliche Conſiſtorium und Pro» 
vinzial⸗Schul⸗Kollegium, für die beiden Königlichen 
Gymnaſten nebſt geistlichen Alumnat, das Königl. 
Schullehrer-Seminar und die Königl. Luiſenſchule, 
mit überhaupt eh, 

300 Klaftern Ellern 
40 dito. Kiehnen⸗ 
60 dito. Birken⸗ und 
100 dio. Eichen⸗ 
im Wege der Entreprife beſchafft und die Lieferung 
dem Mindeſtfordernden überlaſſen werden. ! 

Zur Licitation iſt auf den Iren Juli tc. Vor⸗ 

mittags um 10 Uhr im Königlichen Regierungs⸗Ge⸗ 


Kloben⸗Holz, 


bäude hierſelbſt vor dem Unterzeichneten der Termin 


angeſetzt, in welchem Bietungsluſtige zu erſcheinen 
und ihr Gebot abzugeben, hiermit aufgefordert 
werden. 

Der Zuſchlag wird, unter Vorbehalt der Gench⸗ 
migung der Königlichen Regierung ertheilt, und kön⸗ 
nen die Licitations-Bedingungen zu jeder Zeit bei 
dem Unterzeichneten eingeſehen werden. 

Poſen, den 12. Juni 1847. 5 

Holtzſch, Reg.⸗Secretair. 


Die Gläubiger des verſtorbenen Gutsbeſitzers 
Vladislaus v. Rutter auf Staykowo, benach⸗ 
richtigen wir: daß wir den Nachlaß zu theilen be⸗ 
ſchloſſen haben. Wir fordern ſie daher auf, 
bei unſerm Generalbevollmächtigten, Juſtizkommiſ⸗ 
ſarius Krauthofer zu Poſen zu melden. 

Poſen, den 28. Mai 1847. 0 
Anton Woykowski, 
Nepomucena Kaulfuß, geborne v. 

Rutter, 
Wilhelm Kaulfuß, 


Michalina s, geb. v. 
Dr. I a 2 u 


tter, 
Fuchs. 


— . AILSIL? |. 

Am Tten Juli wird zu Wronowy im Ino⸗ 
wraclawer Kreiſe bei Strzelno das todte und 
lebende Wirthſchafts-Inventarium, worunter 800 
Schaafe, ſo wie Möbels, aus freier Hand gegen 
gleich baare Zahlung verkauft werden. . 


eder 8e 888 8 88e 


Mein Producten- Geschäft en detail ® 

® habe ich meinem ältesten Sohne Hein- & 
rich übertragen, und ihn in den Stand %% 

& gesetzt, dasselbe mit ungeschwächten 28 
ittelu fortzusetzen. Das mir geschenkte 
Vertrauen bitte ich aucb ihm zu gewäh- ® 


ren. 
Posen, den 14. Juni 1847. 
Julius Kantorowicz. 


Auf Vorstehendes E nehmend, 
empfehle ich mich mit dem Versprechen, 
* 


25 das mir zu Theil werdende Vertrauen 
stets zu rechtfertigen. 

Heinrich Kanto 
n 


rowiez. & 


N a) 


Gerberſtraße No. 25. iſt eine möblirte Stube zu 
vermiethen. 


Aecht Engliſchen Porter empfing 
f Carl Scholtz. 


Getreide-Marttpreiſe 25 Poſen, 
den II. Juni 1847, de 


— 


on 


Weizen d. 5 Hr 
Roggen dito 3| 25 7 4 2 3 
Gerſte 2124/5] 3] 34 
Bin nn 1123 4/ 1 2811 

uchweizen 2210 1 3 —— 
Erbſen 1 ya 4 22 3 5 —— 
Kartoffenli u. 1 34 10 10— 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd.] —| 22 6 — 27 6 
Stroh, Schock zu 1200 Pf.] 8 —— 8 15— 
Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 20— 11 25— 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


18136. Erſte ‚Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 15. Juni 1847. 
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5 Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 5. Juni. 
a ; (Schluß.) > 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, fo- fchliee ich 
die Debatte und ſtelle die Frage, ob Se. Majeſtät allerunterthänigſt gebeten 
werden ſolle, die Wahl des von Niemojewski aufrecht zu erhalten und die 
Einberufung deſſelben zu dem Vereinigten Landtage allergnädigſt befehlen zu 
wollen 

Eine Stimme: Die Wahl iſt beſtätigt, fie miht blos. N 

Marſchall: Der Antrag geht wörtlich darauf hin, die Wahl aufs 
recht zu erhalten. 

Secretair von Bockum-⸗Dolffs (verlieh die Frage nochmals.) C 

Marſchall: Diejenigen, welche dem Antrage beiſtimmen, bitte ich 
aufzuſtehen. Da das Reſultat der Abſtimmung nicht erſichtlich, werden die 
Ordner erſucht, die Stimmen zu zählen. Das Ergebniß der Abſtimmung 
iſt folgendes: für den Antrag haben 267, dagegen 160 geſtimmt, alſo hat 
der Antrag nicht die geſetzlichen zwei Drittel der Stimmen erhalten. Das 
jetzt zur Berathung kommende Gutachten betrifft die Petition hinſichtlich der 
Anſtellung katholiſcher Militair-Geiſtlichen bei der Armee und katholiſcher 
Religions⸗Lehrer bei den Kadettenhäuſern des Staats; ich erſuche den Refe- 
renten, Herrn Freiherrn von Mylius ſeinen Platz einzunehmen. 

Referent Frhr. von My lius (lieft das betreffende Gutachten vor): 


Gut achten 


achten Abtheilung der Kurie der drei Stände des Erſten Vereinigten Land— 

tages, betreffend die Petition des Abgeordneten Grafen von Fürſtenberg hin⸗ 

ſichtlich der Anſtellung 

a) von katholiſchen Militair-Geiſtlichen bei der Armee, b) katholiſcher Re— 
ligionslehrer in den Kadettenhäuſern des Staates. 

Die Petition des Grafen von Fürſtenberg umfaßt zwei Anträge, von 
welchen der erſte dahin geht, daß für die religiöſen Bedürfniſſe der Katholi⸗ 
ken in der preußiſchen Militair-Verfaſſung nach dem Prinzip der Parität 
Sorge getragen werde, ſo daß in derſelben Weiſe, wie für das evangeliſche 
Militair, jo auch für das katholiſche beſondere katholiſche Militair-Geiſtliche 
mit gleicher Berechtigung als Pfarrbeamte für die Katholiken angeſtellt wer- 
den mögen, und von denen der zweite auf Zulaſſung von katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen für den Religions-Unterricht und die religiöſe Beaufſichtigung in den 
Kadettenhäuſern der Monarchie gerichtet iſt. Der unterzeichneten Abth. iſt bei 
ihrer Verathung durch die Königl. Verwaltungs-Kommiſſarien eröffnet wor- 
den, daß die Aufrechthaltung des Grundſatzes der allerſtrengſten Parität der 
Wille Sr. Maj. des Königs, und daß dieſer Grundſatz in der baldigſt zu er⸗ 
wartenden Militair- Kirchenordnung auf das entſchiedenſte durchgeführt wor- 
den ſei. Es hat ſich daher die Abth. im Einverſtändniſſe mit dem Petenten 
für eine von dem hohen Vereinigten Landtage räckſichtlich dieſes erſten Theils 
des Antrages an Se. Mäj. den König dahin zu richtende Bitte erklärt: Se. 
Maj. geruhe den baldigen Erlaß der in Ausſicht geſtellten Militair-Kirchen⸗ 
Ordnung befehlen zu wollen. 6 

arſchall: Der Antrag geht dahin, Se. Maj. den König um bal⸗ 
dige Erlaſſung der in Ausſicht geſtellten Militair- Kirchenordnung unterthä- 
nigſt zu bitten. Diejenigen, welche dem Antrage beiſtimmen, bitte ich aufzu⸗ 
ſtehen. Er iſt mit überwiegender Mehrheit angenommen. 

Referent: Was den zweiten Theil des Antrages betrifft, ſo hatte der 
Petent zu deſſen Begründung angeführt, daß es in den Kadettenhäufern vor⸗ 
gekommen, daß katholiſche Zöglinge gezwungen worden, an dem Morgen⸗ 
Gottesdienſt der evangeliſchen theilzunehmen, daß in anderen Fällen dem ka⸗ 
tholiſchen Pfarrer, welcher den Religions⸗Unterricht zu ertheilen gehabt, im 
Widerſpruche mit den kirchlichen Vorſchriften, verwehrt worden, die katholi⸗ 
ſchen Zöglinge vor dem funfzehnten Jahre an den Sakramenten der Buße 
und des Abendmahls theilnehmen zu laſſen. Hinſichtlich dieſer Veſchwerde⸗ 
gründe ward von Seiten der Königl. Kommiſſarien erklärt, daß fie bis jetzt 
nicht zur Kenntniß der Verwaltung gekommen, daß aber ihre Abſtellung im 
Verwaltungswege gewiß ſei, und es lag daher der Berathung der Abth. nur 
noch die Frage vor, ob aus allgemeinen Gründen die Anſtellung von katholi⸗ 
ſchen Religionslehrern in den Militair-Erziehungshäuſern des Staates zu er⸗ 
bitten? Eine Frage, hinſichtlich deren der Königl. Kommiſſarius bemerkte, daß 
das Bedürfniß zu ſolchen Anſtellungen wegen der höchſt geringen Zahl von 
katholiſchen Zöglingen ſich noch nirgend herausgeſtellt habe. Die achte Abth. 
war einſtimmig der Anſicht, daß der zweite Theil des Antrages des Petenten 
dahin zu befürworten ſei, der hohe Vereinigte Landtag wolle an Se. Maj. 

die Bitte richten: „Se. Maj. geruhe zu befehlen, daß in den Kadettenhäu⸗ 
ſern, in denen ſich katholiſche Zöglinge befinden, auch katholiſche Lehrer, und 
zwar ſolche, die zur Ertheilung des religiöſen Unterrichts befähigt ſind, ange⸗ 
ſtellt werden ſollen. 1 2 N 

General v. Reyher: Ich muß zur Erläuterung bemerken, daß die Zahl 
aller katholiſchen Zöglinge in ſämmtlichen Kadettenhäuſern jetzt 46 beträgt, 
und zwar in Berlin 12, in Kulm 7, in Potsdam J, in Wahlſtadt 12 und 
in Bensberg 14. Ich füge hinzu, daß bei der Wahl der Lehrer an den Ka- 
dettenbauſern es nicht darauf ankommt, ob fie zur evangeliſchen oder zur ka— 
ers üeligion gehören, es wird bei Ihnen nur auf die Qualififation 
ge ‚ allerdin 
Zur Beſtätigung deſſen, was ich hier ſage, kann ich nur anführen, 
in einigen Anſtalten wirklich katholiſche Lehrer vorhanden ſind, z. B. in Kulm 
und in Berlin. Ich muß alſo anheim geben, ob es die hohe Verſammlung 
angemefien findet, dieſerhalb Se. Maj. noch mit einer Bitte zu behelligen. 

Referent! Ich glaube, daß das, was eben von Sr. Ercellenz gefagt 
worden iſt, nur zur Unterſtützung des Antrages der Abth. dienen kann, in⸗ 
dem der Sinn des Antrages gerade dahin geht, daß dasjenige, was bei ein⸗ 
zelnen Anſtalten bereits eingeführt iſt, jetzt auch zur allgemeinen Regel erho⸗ 

en werde. (Vielſeitig wird die Abſtimmung verlangt.) 

Abg. Hanſemann: Ich hoffe, daß der Geiſt der hohen Verſammlung, 
der ſich immer durch Berückſichtigung der verſchiedenen in den Provinzen 
herrſchenden Anſichten bewährt hat, es auch jetzt thun werde, indem ſie dem 
Antrage der Abth. beitritt. Vergeſſen Sie es nicht, meine Herren, daß von 


daß jetzt 


gs aber müſſen ſie das Ober⸗Lehrer⸗Examen abgelegt haben. 


Seiten der Katholiken ein Gefühl obwaltet, wonach fie ſich in gewiſſer Be⸗ 
ziehung zurückgeſetzt betrachtet haben. Ich bin weit entfernt, in dieſen Gegen⸗ 
ſtand hier weiter einzugehen, aber dieſes Gefühl hat beſtanden. Es iſt durch 
die weiſen Maßregeln, die Se. Königl. Maj. angeordnet haben, ſehr gelin⸗ 
dert worden oder ganz verſchwunden; allein gerade dieſe Wendung einer Anz 
ſicht beruht auf dem Vertrauen, das die Katholiken zu der Weisheit Sr. 
Maj. haben, und gerade deshalb bitte ich die Verſammlung, der zu ſtellenden 
Bitte beizutreten, daß für das katholiſche Religions⸗Bedürfniß die Rückſichten 
genommen werden, daß auch katholiſche Lehrer ſich in den Kadettenhäuſern 
beſinden mögen. Es verſteht ſich von ſelbſt dabei, daß die Qualifikation die 
Hauptſache ſein muß, und gewiß iſt es nicht der Sinn der Abth. geweſen, 
daß auf die Qualiſikation nicht Rückſicht genommen werden ſoll. Ich bitte 
daher, dieſem Antrage beizuſtimmen. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich muß offenherzig bekennen, daß ſich meiner 
bei den erſten Worten des verehrten Abg. eine gewiſſe Verwunderung bemäch⸗ 
tigt hat, daß namentlich ein Abg. der Rheinprovinz, die immer für die Ein⸗ 
heit des Staates quand méme kämpft, von provinziellen Rückſichten geſpro⸗ 
chen hat. Ich wünſche die provinziellen Rückſichten ſo weit beachtet „als es 
mit den allgemeinen Verhältniſſen des Staates vereinbar iſt, und bekenne mich 
daher ganz zu dieſen Grundſätzen und freue mich, daß das verehrte Mitglied 
wenigſtens in einigen Beziehungen darauf eingeht. Im Uebrigen muß ich be⸗ 
merken, daß es ſich in Provinzen, wie Weſtphalen und die Rheinprovinz, wo 
eine Verſchiedenheit der Konfeſſtonen ſtattfindet, von ſelbſt finden wird, daß, 
wo eine überwiegende Zahl Katholiken ſich wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen wid⸗ 
men, die katholiſchen Lehrer, bei größerer wiſſenſchaftlicher Bildung als die 
evangeliſchen, vor dieſen den Vorzug haben müſſen, und im anderen Falle 
wieder die anderen. Ich möchte in den Provinzen, wo konfeſſionelle Verſchie⸗ 
denheit beſteht, keinen Zwieſpalt in die Konfeſſtonen werfen, auch nicht einmal 
ſcheinbar dadurch, daß wir den König darum bitten, die Parität zu beobach⸗ 
ten und dadurch zu der Vermuthung Veranlaſſung geben, als wenn wir ir⸗ 
gendwie Mißtrauen in die Abſicht des Gouvernements ſetzten. Ich möchte 
keine religiöſe Fragen, keine konfeſſionelle Fragen da einmiſchen, wo fie, mei- 
ner innigen Ueberzeugung nach, gar nicht hingehören. Daß das religiöfe Be⸗ 
dürfniß auf das vollſtändigſte durch das Ertheilen von Religions- Unterricht 
befriedigt wird, ſchein mir evident zu ſein und nicht in Zweifel gezogen wer⸗ 
den zu können, aber bei anderen wiſſenſchaftlichen Lehrern das Maß der An⸗ 
ſtellung der Lehrer von konfeſſtonellen Rückſichten abhängig zu machen, ſcheint 
mir ſehr bedenklich zu fein und ein Mißtrauen da auszufäen, wo ſonſt keines 
entſtanden ſein würde. (Bravoruf.) (Stürmiſcher Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich verzichte ſehr gern auf das Wort, wenn 
die Verſammlung Abſtimmung wünſcht, ich kann es um fo mehr, als der ge⸗ 
ehrte Abg. aus der Grafſchaft Mark das im Weſentlichen ausgeſprochen hat, 
was ich ſagen wollte. Ich wollte mich nur gegen die Konkluſton verwahren, 
die der Abg. aus der Rheinprovinz aufſtellte, daß die Verſammlung dann, 
wenn ſie dem Antrage der Abth. nicht beiſtimmte, den Geiſt aufgeben würde, 
der fie bisher beſeelt habe. Ich habe die Hoffnung, daß dieſer Geiſt fie noch 
ferner beſeelen wird, komme aber dadurch keinesweges zu der Konkluſton, daß 
wir deshalb den vorliegenden Antrag annehmen müßten. (Ruf z. Abſtimm. ) 

Abg. v. Saucken: Nur ein paar Worte will ich hinzufügen. Ich trete 
ganz den Anſichten des Abg. aus Weſtphalen bei.. . . (Zeichen von Ungeduld.) 
und will nur bemerken, daß die zu erwartende Kirchenordnung ſich rein auf 
das Religiöſe des Militair-Gottesdienſtes beſchränkt, der Unterricht in den 
Kadettenhäuſern aber ein weiteres Feld hat, und wenn wir den Antrag der 
Abth. annehmen wollten, müßten wir konſequent auch bitten, daß proteftan- 
tiſche Lehrer an jeder Militairſchule ſein müßten. Ich habe das feſte Ver⸗ 
trauen, daß in unſerer Militair-Verwaltung kein konfeſſtoneller Unterſchied 
gemacht wird, wie überhaupt jeder derartige Unterſchied in jedem Fache un⸗ 
beachtet bleiben muß und hoffentlich auch unbeachtet bleibt. 

(Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Der Herr Abg. Graf Galen hat das Wort. (Wiederhol⸗ 
ter Ruf zur Abſtimmung.) Ich glaube, es wird doch nothwendig ſein, die 
Sache von allen Seiten beleuchtet zu ſehen. 

Abg. Graf v Galen: Ich will nur wenige Worte ſagen. Ich glaube, 
daß Alle einverſtanden find, daß die Kadettenhäuſer nicht Unterrichts⸗Anſtal⸗ 
ten allein, ſondern auch Erziehungshäuſer ſind. Nach meiner innigen Ueber⸗ 
zeugung kann keine Erziehung exiſtiren ohne eine religiöſe Grundlage, und 
dieſe darf nicht zwiefaltig gelegt werden, ſondern kann nur auf Einem Bo— 
den gelegt werden; deshalb, wenn wir Kadettenhäuſer haben, die erziehen und 
auf religiöſer Grundlage erziehen ſollen, müſſen wir auch ſolche haben, die 
katholiſche Lehrer haben. Wenn wir aber auf den Grundſatz der Parität zu⸗ 
rückkommen, ſo glaube ich, daß unter 5 Kadettenhäuſern unſere katholiſche 
Bevölkerung wohl auf eines Anſpruch machen kann. 

Abg. v. Bardeleben: Ich kann hierauf nur bemerken, daß man, was 
die religiöſe Erziehung betrifft, dadurch ſicher geſtellt worden iſt, daß in dieſen 
Anſtalten evangeliſche und katholiſche Geiſtliche angeſtellt find. Außerdem würde 
ich mich dem Antrage anſchließen, wenn mir bewieſen wird, daß es ein katho⸗ 
liſches Einmaleins und ein proteſtantiſches Einmaleins, daß es ein katholiſches 
A B C und ein proteſtantiſches A B C giebt. Bevor mir das nicht bewieſen 
wird, kann ich mich dem Antrage nicht anſchlieken. (Ruf zur Abstimmung.) 

Abg. Graf v. Galen: Es ist mir nicht eingefallen, irgend etwas Ver⸗ 
letzendes ſagen zu wollen ich glaube nur, wenn man von der Parität über⸗ 
haupt ſpricht, können wir dies nicht anders, als nach Zahlen berechnen. Nach 
der Zahl der Bevölkerung wird es ſich herausſtellen, wie groß die Zahl der 
Lehrer für dieſe Bevölkerung ſein ſoll. f 5 

Marſchall: Ib ſchließe die Debatte und ſtelle zur Frage, ob der An⸗ 
trag der Abth. angenommen werden ſoll? (Der Antrag wird durch den Se⸗ 
cretair verleſen.) Diejenigen, welche dieſem Antrage beiſtimmen, bitte ich aufs 
zuſtehen. (Der Antrag findet keine hinreichende Majorität.) Der jetzt zur 


Berathung kommende Gegenſtand betrifft einen Antrag wegen Abänderung 


des Verfahrens bei der Wahl und Anſtellung evangeliſcher Geistlicher. Der 
Abg. Herr v. Prittwitz iſt Referent. 

Referent v. Prittwitz lieſt denſelben vor. a 

Marſchall: Die Abth. hat den Antrag nicht befürwortet, ich frage, 
ob er in der Verſammlung Unterſtützung ſindet. (Wird nicht unterſtützt.) 
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Er kann alfo nicht zur Berathung kommen, und wir gehen zu einem ande- 
ren Antrag über. 5 

Referent v. Prittwitz (lieſt vor): Antrag des Abg. Herrn Krauſe, we⸗ 
gen Vereidigung der Schulzen und Gerichtsmänner auf dem Lande. — An⸗ 
trag deſſelben Abg, auf Anſtellung eines Polizei⸗Verwalters an jedem Orte. 
Antrag deſſelben Abg., wegen Erbauung oder Errichtung von Gefängniſſen in 
jedem Dorfe zur erſten Inhaftirung von Vagabunden und Verbrechern. 

Marſchall: Finden dieſe Anträge in der hohen Verſammlung Unter⸗ 
ſtützung? Sie werden nicht unterſtützt. Ich habe die Ehre der hohen Ver⸗ 
ſammlung im Auftrage des Herrn Marſchalls der Herren-Kurie anzuzeigen, 
daß nächſten Mantag um 10 Uhr eine Vereinigte Sitzung beider Kurien 
ſtattſtnden wird. Berathungs⸗Gegenſtand wird das Gutachten in Betreff der 
Allerhöchſten Botſchaft wegen der Anleihe für die große preußiſche Eiſen⸗ 


bahn ſein. 
(Schluß der Sitzung kurz vor 44 Uhr.) 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 7. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 103 Uhr unter dem Vorſitz des Marſchalls 
Fürſten zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung vom 15. Mai wird 
verleſen und genehmigt. 

Marſchall: Wir kommen alſo zur Verleſung. 
Abg. Hanſemann: (lieſt den Beſchluß der Vereinigten Kurien über 
die Allerhöchſte Botſchaft, betreffend die Errichtung von Provinzial-Hülfs⸗ 


kaſſen, vor.) | 
| Allerunterthänigſte Erklärung 
der zum erſten Vereinigten Landtage verſammelten Stände über die Aller⸗ 
höchſte Botſchaft wegen Errichtung von Provinzial-Hülfskaſſen in ſämmtlichen 
ö 1 rovinzen der Monarchie. 
Die Allerhöchſte Botſchaft Sr. Majeſtät des Königs vom 7. April c., 
die Errichtung von Provinzial⸗Hülfskaſſen betreffend, wurde in der Sitzung 
der Vereinigten Kurien am 29. April c. berathen. 


Die Ausdehnung des Sparkaſſen⸗Syſtems über die ganze Monarchie, 


ſo wie die Verwendung von Fonds zu Ameliorationen wird ſich nach den 
bisherigen Erfahrungen, die in der erſteren Beziehung vorzüglich im Regie⸗ 
rungsbezirk Aachen und in anderer Beziehung in Weſtphalen gemacht worden 
ſind, in hohem Grade ſegensreich erweiſen. Kein Zweifel kann darüber ob⸗ 
walten, daß auf dieſe Weiſe eines der beſten Mittel ergriffen wird, das Wohl⸗ 
ſein der unteren Volksklaſſen, ſo wie die Landeskultur, zu befördern. Deshalb 
haben die Stände den hochherzigen Entſchluß Sr. Majeſtät, zu dieſem Zwecke 
eine Summe von 24 Millionen Thalern anzuweiſen, mit dem lebhafteſten 
und einſtimmigſten Danke anerkannt und zugleich mit dem nämlichen Danke 
die in der miniſteriellen Denkſchrift bezeichnete Vertheilung dieſer Summe 
unter die verſchiedenen Provinzen angenommen. Nicht weniger haben fie ſich 
im Allgemeinen mit der in jener Denkſchrift bezeichneten Verwendung der 
Fonds einverſtanden erklärt und den in der Königlichen Botſchaft angedeuteten 
Weg zur näheren Beſtimmung dieſer Verwendung als den geeigneteſten an⸗ 
erkannt. Zu dem Ende haben fie einen aus 32 Mitgliedern — nämlich 8 
aus der Herren⸗Kurie und 24 aus der Kurie der drei Stände, und zwar in 
gleicher Zahl für jeden Stand und für jede Provinz — beſtehenden Ausſchuß 
erwählt, damit dieſer mit dem Miniſter des Innern in Vorberathung über 
die jedem Provinzial⸗Landtage wegen der beſonderen Verwendung und Ver⸗ 
waltung zu machenden Vorſchläge treten möge. Berlin, den 7 Juni 1847. 
Die zum erſten Vereinigten Landtage verſammelten Stände. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo iſt der fo eben vorge⸗ 
leſene Beſchluß angenommen, und wir kommen zur Berichterfiattung über das 
Gutachten der zweiten Abtheilung, betreffend die Allerhöchſte Botſchaft wegen 
einer aus dem Eiſenbahn-Fonds zu verzinſenden und zu amortiſirenden An⸗ 
leihe zur Ausführung der großen oſtpreußiſchen Eiſenbahn. Ich erſuche den 
Abgeordneten von Manteuffel II., den Bericht zu erſtatten. 

Referent Frhr. v. Manteuffel II.: Das Gutachten der zweiten Ab⸗ 
theilung des Vereinigten Landtages über die Allerhöchſte Botſchaft vom 28. 
März 1847 lautet wie folgt: 

a Gutachten 


der zweiten Abtheilung des erſten Vereinigten Landtages, betreffend die Aller⸗ 
höchſte Botſchaft wegen einer aus dem Eiſenbahn-Fonds zu verzinſenden und 
zu amortiſtrenden Anleihe zur Ausführung der großen preußiſchen Oſtbahn. 

Den in dem Jahre 1842 zuſammenberufenen ſtändiſchen Ausſchüſſen 
ward auch die Frage in Betreff der Beförderung einer umfaſſenden Eiſen⸗ 
bahn⸗Verbindung zwiſchen den verſchiedenen Provinzen der Monarchie, unter 
Beihülfe aus Staatsmitteln, vorgelegt und das Gutachten namentlich über 
folgende Punkte verlangt: 1) wird die Ausführung eines Eiſenbahn-Netzes, 
welches den Mittelpunkt der preußiſchen Monarchie mit den Provinzen und 
dieſe unter ſich verbindet, auch in der Hauptrichtung das Ausland berührt, 
für ein dringendes Bedürfniß erachtet? 2) erachtet die Verſammlung es für 
wünſchenswerth und nothwendig, daß der Staat die baldige Ausführung des 
bezeichneten Eiſenbahnnetzes aus den ihm zu Gebote fichenden Mitteln und 
namentlich auch durch Uebernahme einer Garantie für die Zinſen des Anlage⸗ 
Kapitals herbeizuführen ſuche? 3) liegt die Ausführung eines umfaſſenden 
Eiſenbahn⸗ yſtems unter Beihülfe des Staates auch dann im wohlverſtan⸗ 
denen Intereſſe des Landes, wenn die Ausführung nur unter dem Vorbehalte 
einer möglichen, wenngleich unwahrſcheinlichen Wiedererhöhung der Steuern 
erfolgen kann? Alle drei Fragen wurden von den ſtändiſchen Ausſchüſſen 
mit bedeutender Stimmenmehrheit bejaht. Die Koften für die Herſtellung 
der öſtlichen Eiſenbahn berechnen ſich nach den verſchiedenen Modalitäten 
der Ausführung verschieden, Me erreichen aber jedenfalls die Summe von 
26,590,000 Rthl., und es würde daher, vorausgeſetzt, daß der Bau durch 
Staatsmittel erfolgt, fo wenig der Kapttalfonds, als der laufende Fonds die 
Mittel gewähren, den Bau in kürzerer Zeit als in 18 bis 19 Jahren zu 


beendigen. Die Staatsregierung hält dieſen Zeitraum für au dang, erachtet . 
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auch die ausſchließliche Verwendung des Eiſen auf die öſtliche Eiſen⸗ 
bahn für nicht zweckmäßig und beabſichtigt * 1 disponiblen Be⸗ 
trag des laufenden Fonds zu antiziplren. ies fo M urch Kontrahirung 
einer Anleihe bewirkt werden, deren Verzinſung und allmälige Amortiſation 


aus dem laufenden Eiſenbahnfonds zu bewirken ſei. In Gemäßheit des §. 


5 der Verordnung vom 3. Februar 1847 iſt hierzu die ſtändiſche Zuſtimmung 
erforderlich, und es iſt daher an den Vereinigten Landtag die Allerhöchſte 
Botſchaft vom 28. März 1847 ergangen, welche die Stände auffordert: zum 
Behufe der Herſtellung der großen Preußiſchen Oſtbahn und der damit in 
Verbindung ſtehenden Brückenbauten und ſonſtigen Anlagen die Aufnahme 
einer aus dem durch den Erlaß vom 22. November 1842 bis zum Betrage 
von jährlich 2,000,000 Rthlr. ausgeſetzten Eiſenbahn⸗Fonds zu verzinſenden 
und zu tilgenden Staats-Anleihe in Erwägung zu nehmen und ſich über die 
dazu nach §. 5 der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages 
vom 3. Februar 1847 erforderliche ſtändiſche Zuſtimmung zu erklären. Die 
Begutachtung iſt der unterzeichneten Abtheilung überwieſen. Als dieſelbe ſich 
dem Auftrage zu unterziehen begann, konnte und durfte ſte nicht überſehen, 
daß nach den damals bereits in pleno ſtattgehabten Diskuſſionen die Kom⸗ 
petenz des Landtages zur Bewilligung einer jeden Anleihe nicht unbeſtritten 
war, es ward jedoch die Frage der Kompetenz dadurch noch beſonders ange⸗ 
regt, daß einzelne Mitglieder erklärten, den Vorberathungen überhaupt nur 
unter dem Vorbehalte ſich zu widmen, daß jene Zweifel für ſie beſeitigt 
würden. Andererſeits konnte die Abtheilung es nicht für angemeſſen erachten, 
eine Prinzipienfrage zu löſen, wo es ſich um die Begutachtung einer ſpeziellen 
allerhöchſten Botſchaft handelt, ſie konnte auch nicht verkennen, daß eben 
dieſe Frage noch bei mehreren anderen dem Landtage vorliegenden Gegen⸗ 
ſtänden werde angeregt werden, und mußte es hiernach für ganz unthunlich 
erachten, eine fo hoch wichtige Angelegenheit der Gefahr auszufegen, entweder 
nebenbei erledigt oder bei der einen Debatte auf dieſe, bei der anderen auf 
die andere Weiſe gelöſt zu werden. Die Abtheilung glaubt daher einſtimmig, 
ihrer Pflicht vollſtändig nachgekommen zu ſein, indem ſie die Kompetenzfrage 
außerhalb ihres Gutachtens hinſtellt und es bei der Bemerkung bewenden 
läßt, daß diejenigen Mitgleder der Verſammlung, welche an der Kompetenz 
zur Bewilligung von Staatsanleihen zweifeln, dieſes Bedenken allerdings 
auch bei der Erklärung auf die vorliegende Allerhöchſte Botſchaft zu empfin⸗ 
den, ſich veranlaßt ſehen müſſen. In der Abtheilung ſelbſt haben 11 Stimmen 
die Kompetenz bejaht, 5 dieſe verneint. Die Allerhöchſte Propofition ſelbſt 
ſindet ihre nähere Begründung in einer derſelben beigefügten Denkſchrift des 
Herrn Finanz-Miniſters Excellenz vom März d. J. Dies vorausgeſchickt, 
geht das vorliegende Referat zur näheren Erwägung des zu begutachtenden 
Gegenſtandes über. Die Abtheilung hat hierbei feſtgehalten, daß folgende 

unkte zu beantworten fein werden: 1) wird die von der Staats⸗Regierung 
beabſichtigte Beſchleunigung der Herſtellung der öſtlichen Eiſenbahn für noth⸗ 
wendig, reſpektive heilſam erachtet? 2) wenn die Frage ad 1. bejaht wird, 
werden dieſe Vortheile vollſtändig durch die projektirte Ausführung der Bahn⸗ 
linie erreicht? 3) ſoll, behufs der zu beſchleunigenden Ausführung, die Zu⸗ 
ſtimmung zur Kontrahtrung einer Staats-Anleihe ertheilt werden? Es werden 
ſich zwar bei den einzelnen Punkten ſpezielle Fragen noch beſonders ausſon⸗ 
dern, im Allgemtinen dürften aber dieſe Punkte im Auge zu behalten ſein. 
Schon die Faſſung der erſten Frage ergiebt, daß die Abtheilung die Herſtel⸗ 
lung der öſtlichen Eiſenbahn ſelbſt nicht in Frage geſtellt hat. Es iſt hier⸗ 
über ein bestimmtes bejahendes Gutachten der früheren ſtändiſchen Ausſchüſſe 
bereits abgegeben, und eben fo ſteht der Beſchluß der Staats⸗Regierung bereits 
feſt. Jenes Gutachten und dieſer Beſchluß ſtehen überdem nicht iſolirt da, 
ſondern ſie ſind nur Theile derjenigen, aus allgemeinen Staatsmitteln ge⸗ 
förderten Eiſenbahnpläne, die bereits zum größten Theile verwirklicht ſind. 
Es muß feftgehalten werden, daß bei Verwendung der Staatsmittel zur Förde⸗ 
rung des Eiſenbahnbaues von der Vorausſetzung ausgegangen iſt, daß hierdurch 
ein Ganzes erzielt werde, daß dieſes Ganze die außerhalb der Eiſenbahnen lie⸗ 
genden Spezial⸗Intereſſen einzelner Provinzen einfeitig zu berückſichtigen nicht 
vermag, daß vielmehr das Geſammt⸗Intereſſe des Vaterlandes auch eine Ge⸗ 
ſammt⸗Verbindung durch Eiſenbahnen verlangt. In der Abtheilung iſt dieſe 
Anſicht anerkannt und von einzelnen Stimmen nur hervorgehoben worden, daß 
allerdings auch noch andere Wünſche und Bedürfniſſe für das öffentliche Wohl 
nicht allein jener Provinzen, ſondern der geſammten Monarchie beſtehen. 
Dieſe aber hier zu ſpezialiſiren und zu begründen, hat die Abtheilung für 
ein Feld erachtet, welches von der ihr geſtellten Aufgabe ganz fern liegt. 
Es leuchtet daher ein, daß die nächſte Frage nicht darin beſtehen kann, ſoll 
überhaupt eine öſtliche Eiſenbahn gebaut, ſondern darin, ſoll dieſer Bau be⸗ 
ſchleunigt werden? Die Abth. hat dieſe Frage einſtimmig bejaht. Um zu 
dieſem Reſultate zu gelangen, konnte fie nicht umhin, die Wichtigkeit der öſt⸗ 
lichen Eiſenbahn auch im Allgemeinen ſich zu vergegenwärtigen. Wenn ſonach 
die Frage, ob eine Beſchleunigung des Baues als dringend nothwendig anzu⸗ 
erkennen ſei, von der Abth. bejaht wird, ſo wendet ſich der Vortrag zu dem 
zweiten Punkte, ob die Vortheile, welche für die Beſchleunigung ſprechen, 
durch Herſtellung der Eiſenbahn-Verbindung, wie fie von der Staats⸗Regie⸗ 
rung projektirt worden iſt, erreicht werden? Das Gouvernement hat zu die⸗ 
ſem Behufe eine Eiſenbahn-Karte, enthaltend die projektirten Linien, anferti⸗ 
gen laſſen, die ſich in dem Beſitze der Mitglieder der hohen Verſammlung 
befindet. Die Ausführung ſoll unter Einhaltung der auf der Karte mit fol⸗ 
genden Worten bezeichneten Richtung: „Linie B. der Denkſchrift vom Novem⸗ 
ber 1844“ erfolgen. Dieſe Linie beginnt von Königsberg, geht nach Marien⸗ 
burg, überſchreitet hier die Nogat, bei Dirſchau die Weichſel, führt bei Brom⸗ 
berg vorbei, über Schneidemühl nach Drieſen und von Drieſen über Landsberg 
und Küſtrin nach Berlin; bei Drieſen kreuzt die Bahn diejenige, welche von 
Stettin über Stargard nach Poſen theils ſchon hergeſtellt, theils in Angriff 
genommen iſt, reſp. baldigſt genommen werden ſoll. Von Danzig wird eine 
Zweigbahn nach Dirſchau gebaut. Es ſteht nach Angabe der Dendſchrift dieſe 
Linie feft, nicht aber wird beabſichtigt, die jetzt angeregte Veſchleunigung auf 
die Herſtellung dieſer ganzen Linie zu erſtrecken, vielmehr wird darauf ver⸗ 
wieſen, daß die Verbindung der öſtlichen Provinzen mit Berlin noch auf 
andere Weiſe erreicht werden könne indem entweder von Königsberg bis Drie⸗ 
fen oder von Königsberg bis Küſtrin und alsdann von letzterer Stadt nach 
Frankfurt a. d. O. gebaut werde. Bei der Zweigbahn von Danzig nach 
Dirſchau verbleibt es unter allen Verhältniſſen. Bei der erſigedachten Linie 
würde die Communication von Drieſen über Stargard und Stettin nach 
Berlin, bei der zweiten von Küſtrin nach Frankfurt a. d. O. und von dieſer 
Stadt nach Berlin, in beiden Fällen auf Eiſenbahnen zu nehmen ſein, die 
theils ſchon beftehen, theils als geſichert zu betrachten find. Die 3 
gierung hat ſich für die erſtgedachte Ausführung erklärt. Die Abth. konnte 
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ſich ihrerſeits, von dem Standpunkte ausgehend, daß es ſich jetzt nur im All⸗ 
gemeinen um die Ausführung, noch nicht aber darum handelt, ob dieſe unter 
Konkurrenz des Staates durch eine Anleihe erfolgen ſolle, nur dahin entſchei⸗ 
den, daß ſo wenig eine Verbindung, welche von Drieſen ab über Stargard 
und Stettin, als eine ſolche, welche von Drieſen ab über Küſtrin und Frank⸗ 
furt führt, zweckmäßig, es vielmehr dringend wünſchenswerth fei, wenn irgend 
möglich, die projektirte Bahnlinie in ihrer ganzen Länge ſofort von Königs⸗ 
berg bis Berlin herzuſtellen. Dieſe Anſicht ſtützt ſich darauf, daß beide Ver⸗ 
bindungsarten, ſei es über Frankfurt, ſei es über Stettin, zu einem Umwege 
nöthigen, der für die erſtere 24 Meilen, für die letztere faſt 8 Meilen betra⸗ 
gen würde. Es ſtellte ſich daher die Anſicht der Abth. dahin feſt, daß der 
Bau unter Einhaltung einer Linie erfolgen möge, die von Königsberg nach 
Berlin direkt führt, und die, ſo viel als die Rückſichten des Verkehrs und 
der techniſchen Ausführung es erlauben, die möglichſt kürzeſte Richtung nehme, 
in welcher Beziehung die Abth. die projektirte Linie B. von Königsberg nach 
Dirſchau, bei Bromberg vorbei nach Drieſen, Küſtrin und Berlin für zweck⸗ 
mäßig erachtet. Bei dieſer Erklärung behielten jedoch einzelne Mitglieder ſich 
vor, ſpäter zu prüfen, inwiefern bei einer etwaigen Ausführung durch den 
Staat die bereiten Mittel deſſelben eine Modification erforderlich machen wür⸗ 
den. Die Abth. glaubt anempfehlen zu müſſen, daß die Berathung lediglich 
bei den von dem Gouvernement aufgeſtellten Anführungsarten ſtehen bleiben 
und ſich nicht auf das Gebiet der Wünſche verirren möge, die ſonſt ſo zahl⸗ 
reich auftauchen dürften, als einzelne Orte zwiſchen Königsberg und Berlin 
belegen ſind. Die Abth. konnte, nach der im Eingange dieſes Referats ge⸗ 
gebenen Ueberſicht des Gehen nur anerkennen, daß derſelbe bei der 
jetzigen Lage eine kräftigere Unterſtützung der öſtlichen Eiſenbahn, als durch 
die Verwendung von jährlich 892,250 Rthlrn. möglich fein würde, nicht ge⸗ 
ſtattet, und eben fo mußte die Abth. darin einverſtanden fein, daß neben der 
öſtlichen Eiſenbahn noch andere Bahnen gleichfalls durch die Mittel des Eiſen— 
bahn⸗Fonds zu fördern ſind. Es ſind in letzterer Beziehung der Abtheilung 
einzelne fpezielle Anträge zugegangen, über welche beſondere Referate der ho— 
hen Verſammlung werden erfiattet werden; es ſei jedoch hier ſchon jetzt be⸗ 
merkt, daß dieſe allerdings von der Vorausſetzung und Nothwendigkeit aus⸗ 
gehen, daß die öſtliche Eiſenbahn den Betrag der geſammten für das Eifen- 
bahnweſen ausgeſetzten Staatsmittel auf eine längere Reihe von Jahren 
ausſchließlich nicht abſorbire. Die Abth. hielt ferner die Anſicht des Gouver— 
nements für wohl begründet, daß der laufende jährliche Eiſenbahn-Fonds in 
den nächſten Jahren bei der ſteigenden Bevölkerung und der hierdurch erhöh— 
ten Salz⸗Conſumtion das Maximum von 2 Millionen erreichen werde, fo 
wie auch der Vorausſicht beigetreten ward, daß die übernommene Zinſen⸗Ga⸗ 
rantie niemals zum vollen Sollbetrage werde auszuzahlen ſein, ſo daß dem 
Eiſenbahn⸗Fonds, ſobald er auf das gedachte Maximum werde geſtiegen ſein, 
ſehr wohl die Mittel bleiben, die zu kontrahirende Anleihe zu amortifiren und 
auch noch andere Eiſenbahn⸗Unternehmungen, wenigſtens aus dem Kapital- 
Fonds zu fördern, und zwar um ſo mehr, als die Einnahmen der öſtlichen 
Eiſenbahn einen wenn auch nur geringen Ueberſchuß über die Betriebskosten 
jedenfalls gewähren dürften. Ganz beſonders ward auch darauf verwieſen, 
daß die Abſicht nicht dahin gehe, auf einmal die geſammte Anleihe zu kon⸗ 
trahiren, daß vielmehr der Bau nur ſucceſſive fortſchreiten und mit dieſem 
das Geldbedürfniß eintreten werde, daß daher die dem Gouvernement zu er⸗ 
theilende Ermächtigung lediglich darin beſtehen werde, die in dem laufenden 
jährlichen Eiſenbahn⸗Fonds noch disponiblen Mittel zum jährlichen Betrage 
von 892,250 Rthlen. Kapital allmälig und je nach Bedürfniß umzuſetzen. 
Es erklärte ſich hierauf die Abth. mit 10 gegen 6 Stimmen für die Bewilli- 
gung einer Anleihe. Hierdurch konnte jedoch die geſtellte Aufgabe noch nicht 
für gänzlich gelöſt betrachtet werden, da die Erwägung ſich noch aufdrängte, 
ob die von dem Gouvernement beabſichtigten Modalitäten für zweckentſprechend 
zu erachten ſeien. Es iſt bereits bemerkt, daß in der Denkſchrift drei Arten 
der Ausführung hervorgehoben find. Die eine beſteht in dem Bau von Kö- 
nigsberg bis Drieſen und erfordert einen anſchlagsmäßigen Koſten⸗Aufwand 
von 26,590,000 Rthlrn., eine zweite in dem Bau von Königsberg bis Küſtrin 
mit einem Anſchlage von 32,751,593 Rthlrn., eine dritte in dem Baue von 
Königsberg über Drieſen, Küftrin nach Berlin veranſchlagt zu 33,925,919 
Rthlrn. Bei allen dieſen Anſchlägen iſt die Zweigbahn von Danzig nach 
Dirſchau, außerdem aber auch der Koſtenaufwand von ſehr umfangreichen 
Brücken und Waſſerbauten mit einbegriffen, welche bei Dirſchau bereits in 
Angriff genommen worden find. Die Denkſchrift weiſt in dieſer Beziehung 
näher nach, wie die auf den noch disponiblen Theil des laufenden Eiſenbahn— 
Fonds zu negoziirende Anleihe, wenn diefelbe zu 31 PCt. kontrahirt werden 
könne, ein Kapital von 25,192,857 Rihlr., wenn dies zu 4 pCt. geſchehe, 
ein ſolches von 22,306,250 Rthlrn. erreichen werde, während der Bau bis 
Drieſen zu 26,590,000 Rthlr. veranſchlagt iſt, dergeftalt, daß auch ſchon bei 
der Beſchränkung der Ausführung bis Drieſen noch die übrigen Mittel des 
Eiſenbahn⸗Fonds heranzuziehen fein würden. Ein Theil der Abtheil. glaubt 
bei Bewilligung der Anleihe die Vorausſetzung gleichzeitig ausſprechen zu müf- 
ſen, daß es der Staatsregierung möglich ſein werde, mit dem Betrage der 
Anleihe und unter Zuhülfenahme der irgend entbehrlichen Ueberſchüſſe der ge⸗ 
ſammten Staatseinnahme die Bahn ſofort von Königsberg bis Berlin zu er⸗ 

tdi: Es ward hierbei auf die desſallſige Anſchlagsſumme von 33,925,919 
An erwieſen und die Ueberzeugung ausgeſprochen, daß der Zuſchuß von 
circa lo Peillionen um fo mehr aus der allgemeinen Staatskaſſe werde ge⸗ 
leiſtet werden können, als die Bauten bei Dirſchau mit faſt 9 Millionen ver⸗ 
anſchlagt, jedenfall erſt in zehn Jahren hergeſtellt werden könnten. Die 
Vertreter des Gouvernements verwieſen hierbei auch ihrerſeits zunächſt auf 
die aus der Allerhöchſen Botſchaft in Verbindung mit der Denkſchrift zu 
ziehende Folgerung, dag fi die erſtere nur auf den Bau ⸗bis Drieſen be⸗ 
ziehe, und wenn es auch der ſtändiſchen Berathung zu überlaſſen ſei, inwie⸗ 
fern dieſelbe hierüber hinaus ſich erſtrecken wolle, ſo müſſe doch ferner erklärt 
werden, daß das Gouvernement nur dann auf den ſofortigen Bau der Eifen- 
bahn von Königsberg bis Berlin eingehen könne, wenn hierzu dem Eiſenbahn⸗ 

onds die Mittel zum vollen Betrage der Anſchlagsſumme geſichert würden. 
Als Hierauf in der Abtheilung die Frage zur Abſtimmung gebracht ward, ſoll 
behufs des Baues der ganzen Eiſenbahn von Berlin direct über Küftin bis 
Danzig und Königsberg die dazu erforderliche Anleihe in Vorſchlag gebracht 
werden? erklärten ſich 9 Stimmen bejahend, 10 Stimmen verneinend. In 


Verfolg dieſer Abſtimmung war daher die Bewilligung der Anleihe in der 
mittelſt der Allerhöchſten Botſchaft nachgeſuchten Weiſe innerhalb der Abthei⸗ 
lung entſchieden. Es ſei daher ſchließlich erlaubt, den Gang der Vorbera⸗ 
thung nochmals zu rekapituliren. 1) Es iſt die hohe Wichtigkeit der öſtlichen 
Eiſenbahn und die hieraus folgende Nothwendigkeit einer beſchleunigteren 
Herſtellung derſelben, als die laufenden Mittel des Eiſenbahn⸗Fonds erlau⸗ 
ben, einſtimmig anerkannt worden; 2) Es iſt ebenfalls einſtimmig anerkannt 
worden, daß die Ausführung dieſer öſtlichen Eiſenbahn wo möglich direct von 
Königsberg bis Berlin ſchon jetzt erfolgen ſoll. 3) Es iſt durch Stimmen⸗ 
mehrheit die Ausführung durch den Staat ſelbſt für zweckmäßig erachtet wor⸗ 
den. 4) Es iſt in Verfolg der Punkte ad 1 und 3 durch Stimmenmehrheit be⸗ 
ſchloſſen worden, dem Staate die Mittel zur beſchleunigten Ausführung durch 
Zuſtimmung zu einer Anleihe zu gewähren. 5) Es iſt durch Stimmenmehr⸗ 
heit der Antrag zurückgewieſen worden, daß dieſe Anleihe die Höhe erreiche, 
welche erforderlich iſt, um die Erfüllung des Wunſches ad punctum 2 zu 
ſichern. Hiernach empfiehlt die Abtheilung der hohen Verſammlung die Be⸗ 
ſchlußnahme dahin: auf die Allerhöchſte Botſchaft vom 28. März 1847 die 
ſtändiſche Zuſtimmung zu erklären, zu einer Staatsanleihe, welche aus dem 
durch die Allerhöchſtr Kabinets⸗Ordre vom 22. November 1842 bis zum Be⸗ 
trage von jährlich 2 Millionen ausgeſetzten Eiſenbahnfonds zu verzinſen und 
zu tilgen und welche zu verwenden iſt, behufs beſchleunigter Herſtellung der 
öſtlichen Eiſenbahn von Königsberg bis Drieſen unter gleichzeitiger Erbauung 
der Zweigbahn von Danzig bis Dirſchau. Schließlich hat die Abtheilung noch 
die Pflicht, über eine Petition des Abgeordneten Hanſemann Bericht zu er⸗ 
ſtatten. Dieſer beantragt, daß die öſtliche Eiſenbahn erbaut werde, nicht ver⸗ 
mittelſt Aufnahme eines Anlehens, ſondern durch Verwendung der im Staats⸗ 
ſchatze müſſig liegenden baaren Gelder und Metalle. Ueber dieſe Petition 
iſt ein beſonderes Gutachten erſtattet worden. Berlin, den 16. Mai 1847. 
Die zweite Abtheilung des erſten Vereinigten Landtags. 
Fürſt zu Lynar. Graf zu Dohna - Lauck. Graf Solms Sonnenwalde. Freiherr von 


Manteuffel II. Heyden. Kuſchte. Abegg. Appelbaum. Merkens. von Gordon, 
von Kurcewski. Müller. Allnoch. Zachau. Braemer. Freiherr von Frieſen. Ger⸗ 
mershauſen. von Lilien⸗Borg. Zimmermann. von Olfers. 


Referent v. Manteuffel II.: Bevor ſich die hohe Verſammlung der 
Berathung über dieſen wichtigen Gegenſtand zuwendet, erlaube ich mir als 
Referent, einige Worte vorauszuſchicken. Es iſt nämlich in dem Gutachten 
bereits erwähnt worden, und wird auch ohne dieſe Erwähnung einleuchten, daß 
die Antwort, welche von der hohen Verſammlung auf die Allerhöchſte Bot⸗ 
ſchaſt ertheilt werden wird, nothwendig eine Löſung derjenigen Frage enthal⸗ 
ten muß, inwiefern die hohe Verſammlung ſich für befugt erachtet, diejenige 
Zuſtimmung zu ertheilen, welche in der Allerhöchſten Botſchaft vom 27. März 
1847 nachgeſucht worden iſt. Ich würde deshalb mir nicht die Freiheit neh⸗ 
men, hier noch beſonders darauf aufmerkſam zu machen: weil dieſer Geſichts⸗ 
punkt eigentlich von ſelbſt einleuchtet, ich habe aber geglaubt, daß ich dies 
thun dürfte, von dem Wunſche geleitet, daß wo möglich dieſe Frage von der 
materiellen Berathung zum Austrage gebracht werde. Ich halte es für höchſt 
erwünſcht, daß die Verhandlung über dieſe Frage zunächſt erfolge, ich halte 
es für erwünſcht, weil ſonſt die Diskuſſton ſehr leicht von einer Frage in dit 
andere hineingehen könne, ich halte es für erwünſcht, in Betracht des, in 
materieller Beziehung hochwichtigen vorliegenden Gegenſtandes. Ob, um zu 
einem Urtheil über die Befugniß der hohen Verſammlung zu gelangen, nach 
achtwöchentlichem Zuſammenſein noch eine Debatte erforderlich und nolhwen⸗ 
dig ſein werde, ſtelle ich lediglich dem Ermeſſen der hohen Verſammlung an⸗ 
heim, jedoch glaube ich, da ich dieſen Wunſch ausgeſprochen habe, darauf 
aufmerkſam machen zu müſſen, daß, wenn dieſe Prinzipfrage — oder wie 
man fie ſonſt nennen mag — vornweg beantwortet werden ſoll, jedes Mit⸗ 
glied das feſtzuhalten haben wird, daß es die Beantwortung lediglich darauf 
zu richten hat, inwieweit man ſich für befugt erachte, dieſe Zuſtimmung über- 
haupt zu ertheilen, daß aber in dieſer Antwort nicht ſchon ein Wunſch für 
oder gegen die Eiſenbahn hineingetragen werde. Ich erlaube mir daher an 
den Durchlauchtigſten Vorſitzenden den dringenden Wunſch oder die dringende 
Bitte zu richten, daß es demſelben gefallen möge, zunächſt die hohe Verſamm— 
lung zu befragen, ob ſie damit einverſtanden iſt, daß erſt darüber eine Er⸗ 
klärung erfolgt, ob die hohe Verſammlung ſich für befugt erachtet, die in 
der Allerhöchſten Botſchaft vom 28. März 1847 von ihr geforderte Zuſtim⸗ 
mung auszuſprechen oder nicht. 8 5 

Marſchall: Ich erkenne vollkommen die Wichtigkeit der Gründe, die 
den Referenten zu ſeinem Antrage beſtimmt haben, und würde mich meines 
Orts dem anſchließen. Vorher iſt es aber erwünſcht, die Anſicht der Ver— 
ſammlung darüber zu vernehmen, ob fie auch der Meinung fei, daß die Be⸗ 
rathung zuerſt ſich auf dieſen Punkt zu beziehen habe, nämlich darauf, ob 
ſie ſich für befugt halte, die Anleihe, von welcher die Rede iſt, zu genehmi⸗ 
gen. Es handelt ſich alſo darum, daß man ſich darüber ausſpreche, ob der 
Wunſch vorherrſchend iſt, daß die Verathung auf die Frage gerichtet werde, 
ob die Verſammlung ſich für befugt hält, die Anleihe, von welcher die Rede 
iſt, zu genehmigen, und in dieſer Beziehung eröffene ich die Berathung. 

Referent v. Manteuffel II.: Darf ich die hohe Verſammlung um 

ein paar Worte bitten. Es iſt nämlich hier vielfach von den verehrten Her⸗ 
ren, die namentlich dem Redner⸗Platze näher getreten find, erinnert worden, 
daß die Frage, wie ich ſie mir erlaubt habe anzuregen, nicht in dieſer Allge⸗ 
meinheit hingeſtellt werden dürfe. Inde bin ich als Referent zu diefer Frage 
geleitet worden, indem fie in der Abtheilung gerade in diefer Allgemeinheit 
hingeſtellt worden iſt. Ich glaube, daß, wenn die hohe Verſammlung der 
Anſicht derjenigen Herren, welche die Frage in der Abtheilung aufgeſtellt 
haben, nicht nachzugehen geſonnen if, es nur erwünſcht fein kann, wenn eine 
Berathung über die Prinzip⸗Frage nicht erfolgt. In der Lage aber, in wel⸗ 
cher ich mich befinde, und in welcher ſich das Referat befindet, war es mei⸗ 
nerſeits nicht zu umgehen, wenigſtens die Frage hier anzuregen, inſofern als 
in der Abtheilung darüber geſprochen worden iſt. 
Abg. v. Gordon: Ich muß bemerken, daß in der Abtheilung ein Un⸗ 
terſchied zwiſchen Kompetenz und Befähigung gemacht worden iſt. Die Mi- 
norität der Abtheilung in der Kompetenz⸗Frage hat „ wenn fie ſich im Allge⸗ 
meinen gegen die Kompetenz des Landtages ausſprach, damit demſelben nicht 
die Berechtigung, Anleihen zu machen, wohl aber die Befähigung dazu ab⸗ 
geſprochen, weil ihm Befugniffe der Reichsſtände, und beſonders die der Kon⸗ 
trolle der Verwendung der Anleihen, noch mangeln. 
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Abg. v. Heyden: Ich habe diefen Platz betreten, um, ſo wie ich es 
in der Abtheilung gethan habe, mich auch hier gegen die Bewilligung einer 
Anleihe auszuſprechen. Ich bin aber weit davon entfernt, irgend meine Kom⸗ 
petenz oder die der übrigen Abgeordneten in dieſer Beziehung zu beſtreiten. 
Ich bin auf Grund des Patentes vom 3. Februar d. J. hier, dieſes iſt der 
Voden, auf dem ich ſtehe. Ich halte das Patent vom 3. Februar für unſer 
heutiges Staats-Grundgefeg, und wenn ich auch wünſche, daß es in einer 
anderen Weiſe abgefaßt ſein möchte, wenn ich auch offen dahin ſtrebe, daß es 
Abänderungen erfahren möge, ſo fällt mir doch nicht im entfernteſten ein, 
dies gegebene Geſetz nicht heilig zu halten und zu befolgen, mich auf anderen 
Grundlagen zu bewegen, als welche es uns giebt. Nichtsdeſtoweniger ſtimme 
ich gegen den Staatsbau mittelſt Staats-Anleihe. Nicht, weil ich mich nicht 
berechtigt halte, dieſelbe zu genehmigen, — nein, aus ganz anderen Gründen. 
Ich bin nämlich der Anſicht, daß, wenn überhaupt wir als Repräſentanten 
des Volkes oder als verſammelte Stände eine Anleihe bewilligen, wir auch 
über deren Verwendung Nachweiſung erhalten, Kontrolle haben müſſen, oder, 
mit anderen Worten, daß uns Rechnung über deren Verwendung gelegt wer⸗ 
den muß. Nach der beſtimmten Erklärung des Herrn Finanz- Minifters in 
der Abtheilung wird aber, wenn die Anleihe von den Ständen bewilligt wer— 
den ſollte, der Staatsbau dieſer Eiſenbahn ausgeführt werden, ohne daß uns 
dieſe Rechnung getragen würde. 

Marſchall: Ich habe noch eine Bemerkung über den Gang der Be— 
rathung zu machen. Ich habe vorhin nichts Anderes geſagt, als daß die 
Verſammlung ſich darüber ausſprechen möge, ob ſie der Meinung ſei, dieſen 
Punkt zuerſt in Berathung zu nehmen. Es hat ſich ſchon jetzt vielfach ges 
zeigt, daß dies nicht wünſchenswerth erſcheine, und wenn ſich dieſe Anſicht 
fernerhin beſtätigt, ſo habe ich nichts dagegen zu erinnern, und es würde ſich 
dann die Berathung auf die beiden erſten, Seite 5 des Gutachtens angeführ- 
ten Punkte zu beziehen haben, nämlich, ob die Beſchleunigung des Ausbaues 
der Bahn überhaupt wünſchenswerth erſcheine, und ob die erwarteten Vor— 
theile durch die projektirte Ausführung der Bahnlinie vollſtändig werden er— 
reicht werden. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Wir haben bei der Berathung über die Land⸗ 
renten⸗Banken erfahren, daß ein Trennen der Fragen in der Diskuſſion er⸗ 
hebliche Schwierigkeiten hat; denn faſt ein jeder Redner iſt von der Nützlich⸗ 
keit auf die Garantie abgeſchweift, und andere, die von der Garantie ſpre— 
chen wollten, ſind auf die Nützlichkeit zurückgegangen. Bei Berathung der 
vorliegenden Propoſitiou ſteht es im Weſentlichen ganz eben ſo, indem eine 
Trennung der Fragen bei der Diskuſſton faſt unmöglich erſcheint. Deshalb 
möchte ich mir die gehorſamſte Bitte an Se. Durchlaucht erlauben, jetzt die Dis⸗ 
kuſſtion im Allgemeinen geſtatten zu wollen, und es wird alsdann die Frage— 
ſtellung naturgemäß anreihen laſſen. 

Marſchall: Ich habe nichts dagegen zu erinnern, daß die Diskuſſion 
über das ganze Gutachten ſtattfinde. 

Finanz⸗Miniſter: Zunächſt halte ich mich verpflichtet, auf die Yeu- 
ßerung des geehrten Redners aus Pommern, der vorher geſprochen hat, eine 
Bemerkung zu machen. Wenn geſagt iſt, ich hätte erklärt, daß man auf 
eine Rechnungslegung in Bezug auf die Eiſenbahn-Anleihe nicht eingehen 
könne, fo glaube ich, daß darüber ein Mihverſtändniß obwalten muß. Ich 
erinnere mich nicht mehr, daß dieſer Gegenſtand ſpeziell in der angeführten 
Weiſe zur Sprache gekommen iſt; ich erinnere mich nur im Allgemeinen, daß 
die Rede von einer Verwendungs-Nachweiſung war; der Worte, welche ich 
in dieſer Beziehung gebraucht, kann ich mich nicht mehr entſinnen, da es 
ſchon mehrere Wochen her iſt. Ich nehme aber keinen Anſtand, hier zu er⸗ 
klären, daß, wenn es gewünſcht wird, über den Bau der Eiſenbahn nach 
Preußen vollſtändige Verwendungs-Nachweiſungen vorgelegt werden ſollen. 
Durch dieſe Erklärung wird in jener Beziehung jedes Mißverſtändniß beſei⸗ 
tigt ſein. Dies vorausgeſchickt, erlaube ich mir, auf den Gegenſtand der 
Propoſition zurückzukommen. Nachdem die Eiſenbahn-⸗Anlage vor einem Des 
cennium eine bedeutende Entwickelung bei uns genommen hat, hielt ſich die 
Regierung verpflichtet, den Gegenſtand ſelbſt aufzunehmen, und es wurde zu 
dem Ende wegen Herftellung eines umfaſſenden Eiſenbahnnetzes in der ganzen 
Monarchie den Vereinigten Ausſchüſſen im Jahre 1842 ein Vorſchlag vorge⸗ 
legt und zwar dahin, daß der Ausbau der Eiſenbahnen zwar im Allgemeinen 
dem Privat⸗Unternehmen zu überlaſſen ſei, der Staat aber dieſe Bauten 
theils durch Betheiligung an den Aktien-Kapitalien, theils durch Gewährung 
von Zinſen⸗Garantieen unterſtütze. Es wurde zu dem Ende, was nament⸗ 
lich die Garantie angeht, ein Betrag von 2 Millionen jährlich in Ausſicht 
genommen, um damit den wichtigſten Bahnen eine Zins-Garantie verleihen 
zu können. Von Seiten der Vereinigten Ausſchüſſe wurde anerkannt, daß 
das vorgeſchlagene Eiſenbahnnetz, welches die Hauptſtadt mit den Provinzen 
und die Provinzen mit einander verbinden, ſo wie auch in der Hauptrichtung 
das Ausland berühren ſollte, ein dringendes Bedürfniß ſei. Damals wurde 
ſchon die Frage angeregt, ob nicht der Eiſenbahnbau ganz auf Staatskoſten zu 
bewirken ſei; ſeitens der Regierung fanden jedoch erhebliche Bedenken dagegen 
ſtatt. Die Anſicht der Verſammlung war darüber ungefähr gleich getheilt, 
indeß die Majorität ſtimmte der Regierung bei. In Folge dieſer Berathun⸗ 
gen ſind von Sr. Majeſtät die nöthigen Bewilligungen gemacht worden, um 
die Ausführung des Eiſenbahnnetzes zu ſichern. Es iſt ein Kapital-Betrag 
von 6 Millionen Thalern aus den Ueberſchüſſen des Staatshaushaltes be⸗ 
ſtimmt worden, damit der Staat in den Stand geſetzt ſei, ſich bei geeigneten 
Bahnen mit Kapitalien betheiligen zu konnen. Zweitens iſt ſogleich eine 
Summe von 500,000 Reyten, ausgeſetzt worden zu den laufenden Ausgaben, 
namentlich zur Deckung der nöthigen Zins⸗Garantie. Es iſt ferner beſtimmt 
worden, daß die ueberſchüſſe der Salz⸗Debits⸗Verwaltung gegen den Etat 
von 1843 künftig zu dem auch 2 Wende beſtimmt werden follten, bis der⸗ 
ſelbe die Summe von jährlich 2 Millionen Thaler erreichen wird. Der Ei⸗ 
ſenbahn⸗Fonds iſt in dieſem Jahre bereits auf 1,200,000 Rthlr. geſtiegen, 
und er wird ſich in Folge der Vermehrung der Einnahmen aus dem Salz⸗ 
Monopol, welche mit der Vermehrung der Bevölkerung gleichen Schritt hält, 
erhöhen, fo daß der Eiſenbahn⸗Fonds nach einer Reihe von Jahren die Sum⸗ 
me von 2 Millionen Thalern erreicht haben wird. Ich bemerte, daß am 

Schluſſe des Jahres 1846 bei uns an Eiſenbahnen 240 Meilen fertig geſtellt 
waren mit einem Kapitalsbetrage von 80 Millionen Thalern, daß im Laufe 
dieſes Jahres zur Vollendung kommen 45 Meilen Eiſenbahnen mit einem 


Kapital von 16 Millionen, und daß in der Ausführung begriffen ſind und 
in den folgenden Jahren zur Vollendung kommen werden 63 Meilen, die 
einen Kapitalsbetrag von 18 Millionen Thalern erfordern. Es kommt ge⸗ 
genwärtig darauf an, daß das Hauptglied, welches in unſerem Eiſenbahnnetz 
noch fehlt, nämlich die Oſtbahn nach Preußen, fertig hergeſtellt werde. Es 
waren früher Ausſichten vorhanden, daß dieſe Bahn in gleicher Art, wie an⸗ 
dere, durch Staats-Beihülfe zur Ausführung gelangen würde, die ungünſti⸗ 
gen Verhältniſſe des Geldmarktes haben jedoch dieſe Ausſichten allmälig 
ſchwinden laſſen, ſo daß nur zu hoffen iſt, daß, wenn der Staat unmittel⸗ 
bar den Ausbau dieſer Bahn übernimmt, dieſelbe zur Ausführung und Voll⸗ 
endung kommen kann. Es iſt die Propoſition dahin geſtellt worden, daß die 
Summe, welche nöthig iſt, um den Bau von der Stargard-Poſener Bahn 
bei Drieſen ab fortzuführen, als Staats-Anleihe aufgenommen werde. Es iſt 
in der Abtheilung der Vorſchlag gemacht, in Anerkennung des großen Nuz⸗ 
zens, den eine direkte Bahn unmittelbar von Berlin nach Königsberg hin 
haben würde, die Anleihe verhältnißmäßig zu erhöhen, und eine große Mi⸗ 
norität hat auch in der Abtheilung dafür geſtimmt. Ich bin indeß in keiner 
Weiſe ermächtigt, zu erklären, daß die Propoſilion, welche davon ausgeht, 
daß die Bahn nur von Drieſen aus gebaut werde, eine Modification erlei⸗ 
den könnte, im Gegentheil muß ich hinzufügen, daß die Rückſicht auf den 
Staats-Haushalt es wenigſtens für jetzt nicht geſtattet, höhere Beiträge für 
die Anleihe in Ausſicht zu nehmen; ſobald jedoch Zeit und Umſtände es ge⸗ 
ſtatten, wird man gewiß gern darauf bedacht ſein, die Bahn direkt von Drie⸗ 
ſen nach Berlin fortzuſetzen, ohne indeß über den Zeitpunkt, wann und über 
die Art, wie dies geſchehen wird, gegenwärtig irgend eine Verpflichtung zu 
übernehmen. Es iſt die Anleihe ein Gegenſtand, der nach vielen Seiten hin 
die allgemeinen Intereſſen des Landes berührt, und es kann nur gewünſcht 
werden, daß die Verſammlung ihre Zuſtimmung zu der Anleihe, wie fie vor— 
geſchlagen worden iſt, ertheilt. 

Abg. v. Heyden: Ich bin von des Herrn Miniſters Excellenz eines 
Mißverſtändniſſes bezüchtigt worden, betreffs der Worte, die der Herr Mi⸗ 
niſter in der Abtheilung geſprochen haben. Dies Mißverſtändniß kann nur 
darauf beruhen, daß der Herr Miniſter ſeit der Zeit eine Sinnes⸗Aenderung 
vorgenommen. Seite 14 des Gutachtens wird gefagt: „Die entgegenftehende 
Anſicht wollte in einer Anleihe nichts weſentlich Verſchiedenes von einer Ae= 
tienzeichnung erblicken, da bei beiden Maßregeln eine Benutzung von Privat- 
Kapitalien herbeigeführt werde, und fand eine beſondere Stütze für ihre Mei⸗ 
nung noch darin, daß im Falle einer Staatsanleihe keine weitere Kontrolle 
über die Verwaltung der beſchafften Mittel vorhanden ſei, während gerade 
dieſe in der Verwaltung der Privatgeſellſchaft ſelbſt vollſtändig liege.“ Die⸗ 
ſer Paſſus iſt aus dem Protokoll aufgenommen worden, und meine Frage an 
den Herrn Miniſter war: ob den Ständen eine Kontrolle über die Verwen⸗ 
dung der geforderten Anleihe gewährt werden würde? beantwortete der Herr 
Miniſter dahin: Die Rechnung würde allerdings geführt, aber nicht den Stän⸗ 
den vorgelegt werden. Wenn wir nun gehört haben, daß eine Rechnung 
vorgelegt werden ſoll, ſo können wir uns nur Glück wünſchen, daß dieſer 
erſte Schritt in das neue Prinzip hineingethan iſt, und Gott gebe, daß wir 
ſo fortfahren. 

Finanz-Miniſter: Ich muß berichtigend bemerken „daß ich einen 
Nachweis über die Verwendung nicht verſagt habe. . 

Abg. Winzler: Zu fo großartigen Staatsbauten, als diejenigen, von 
welchen hier die Rede iſt, hat die Staatsverwaltung nur in zweierlei Fällen 
das Recht und vielleicht auch die Pflicht. Der eine dieſer Fälle iſt der, wenn 


fie ſelbſt fo überflüſſige Geldmittel beſitzt, daß fie ſolche der Nützlichkeit we⸗ 


gen der Cirkulation zurückgeben will, und der zweite Fall, wenn die allge⸗ 
meine Nützlichkeit und Nothwendigkeit, ohne allen Zweifel beſteht. Ich will 
mich zuerſt auf die Geldfrage einlaſſen, darf aber dabei nicht ins Einzelne 
gehen, weil wir Alle die Verſicherung gedruckt in den Händen haben, daß 
kein Geld da iſt, ſondern es angeliehen werden ſoll; wenn nun weiter in der 
Denkſchrifſt geſagt wird, daß, wahrſcheinlich die Zinſen gedeckt werden könn⸗ 
ten, ſo will ich mich hier mit dem Worte „wahrſcheinlich“ begnügen; wenn 
aber weiter geſagt iſt, daß auch die Amortiſirung der Schuld von weiteren 
wahrſcheinlichen Ueberſchüſſen bewirkt werden ſollte, ſo kann ich mich damit 
nicht einverſtanden erklären, denn wo es ſich um Kapitalien von 30 bis 40 
Millionen oder, wie Sachkundige behaupten, ſich um das Doppelte handelt, 
da iſt ein ſolches Hoffnungs- Kapital nicht ausreichend zur Sicherung gegen 
Belaſtungen des Preußiſchen Volkes und zur Sicherheit der Staatsgläubiger, 
ich muß mich in dieſer Hinſicht alſo auf das entſchiedenſte dagegen erklären, 
und dies um fo mehr, da Preußens Finanz-Verwaltung nach 32jährigem 
Frieden und nach der oft gehörten Verſicherung eines blühenden Finanz⸗Zu⸗ 
ſtandes dennoch feine alten Schulden bisher nicht tilgen konnte, und alſo be⸗ 
denklich erſcheint, in ſolchen Zeiten und bei dieſer Geldnoth, ſchon wieder neue 
Schulden zu machen. Ich gehe jetzt zur Nothwendigkeits- und Nützlchkeits⸗ 
Frage über. Dieſe fällt zwar auch etwas in die ſogenannten ſtaatlichen Zwecke 
hinein, welche ich jedoch nicht berühren und ganz außer Rede laſſen will; ob 
politiſche Anſichten mit inbegriffen ſind, da ich nur ein Mann aus dem Volke 
bin, und politiſche Maßnahmen oft dem bloß geſunden Sinn deſſelben unbe⸗ 
greifli bleiben; meine Anſichten werden fi alſo in Bezug auf die Renta⸗ 
bilität der Bahn zuſammenfaſſen laſſen, und da frage ich, ob Jemand dar⸗ 
über in Zweifel ſei, daß dieſe Rentabilität hauptſächlich von zweien Dingen 
abhängt. Erſtens von dem Güter-, zweitens von dem Perſonen-Verkehr. 
Was den Güterverkehr betrifft, ſo ſcheint es mir nicht möglich, daß dieſer 
dort ſo groß ſein kann, um die Deckung eines heiles der Koſten herbeizu⸗ 
führen, da die Vahn einem Lande zuführt, deſſen Abgeſchloſſenheit uns Allen 
bekannt iſt; wir werden weder dorthin viel zu verſenden, noch von dorther 
viel zu erhalten haben, und der Güterverkehr mit unſerer Bruder- Provinz 
Preußen, der ich ſonſt herzlich alles Gute wünſche, wird dieſen Nachthell auch 
nicht allein decken können, der überhaupt auch Preußen wie der Allgemein⸗ 
heit des Staates hierdurch zugefügt werden würde. Was den Perſonenver⸗ 
kehr betrifft, ſo glaube ich, muß er noch weit hinter dem Güterverkehr zu⸗ 
rückſtehen. Wir wiſſen Alle, was man in dieſem Nachbarlande, welches ich 
nicht näher bezeichnen will oder darf, für ſchlagende Mittel hat, um die 
Leute häuslich zu machen, fo wie an ihre ſtaatlichen Zustände wenigftens 
äußerlich zu gewöhnen. Man geht dort ſogar fo weit, daß, wenn die Reiſe⸗ 
ortſetzung in der zweiten Beilage.) ie 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

zu glühend wird, man beſondere Orte dafür hat, wo ſie 
abgekühlt wird. Wir können alſo gewiß nicht glauben, daß wir von dorther 
viele Reiſende bekommen. Es blieben alſo nur noch unſere Reiſenden dahin, 
und da geſtehe ich ehrlich, wenn ich von mir auf Andere ſchliezen will, ſo 
weiß ich nicht, welche Sympathieen je vorherrſchen könnten, um jenes Land 
häufig zu beſuchen. Auch noch auf einen anderen bedenklichen Umſtand möchte 
ich bei dieſer Geldfrage aufmerkſam machen, der vielleicht den einzelnen Mit⸗ 
gliedern der hohen Verſammlung nicht mehr ganz im Gedächtniſſe iſt, näm⸗ 
lich im Jahre 1842 wurde die Eiſenbahn-Frage bei den Vereinigten Aus⸗ 
ſchüſſen, deren Mitglied ich war, verhandelt und als eine der Fragen an 
die Vereinigten Ausſchüſſe folgende geſtellt: Ob, wenn je die für die Eiſen⸗ 
bahn⸗Garanticen beſtimmte Summe nicht ausreichen ſollte, dann von der 
Staats-Verwaltung zwei Millionen neue Steuern ausgeſchrieben werden 
könnten, um dieſen Ausfall zu decken, und dies iſt mit 72 Stimmen bejaht 
und nur mit 25 verneint worden. Das, meine Herren, ſcheint mir eine 
große Bedenklichkeit, denn es würde nun ohne Zweifel feſtſtehen, da jener 
politiſche Körper im s un N a 
ſchließen, und ferner die Geldmittel für dieſe Eiſenbahn-Unternehmungen nicht 
ausreichen ſollten, dann gewiß zu jener Maßregel geſchritten würde, und das 
würde ich, der ich auch ſehr arme Städte mit vertrete, nicht vor meinem 
Gewiſſen und Pflichtgefühl verantworten können, namentlich da ich gewiß 
nicht nachzuweiſen vermöchte, daß jene Bahn auch Nutzen für meine Macht⸗ 
geber habe. Ich laſſe auch alle ſtrategiſche Zwecke außer Betracht, da ich ſie 
nicht kenne, und der Himmel verhüle, daß die Bahn je für ſolche Zwecke 
gebraucht werde. Mir fteht allein die Nützlichkeitsfrage obenan, denn iſt die 
Bahn nicht nützlich, fo wird fie nicht rentabel, die Staatskaſſen müſſen dann 
die fehlenden Geldmittel vertreten, und die eigentlichen, immer in erſten An⸗ 
griff genommenen Staatskaſſen ſind und bleiben doch unſere Taſchen Ich 
ſtimme alſo fo lange gegen den Antrag, durch Staats-Anleihen eine ſolche 
Bahn zu bauen, bis die Staats⸗Regierung ſelbſt die dazu nöthigen Mittel 
beſitzt. 

Abg. Küpfer: Wie groß auch die Vortheile ſein mögen, die der Bau 
der Oſt⸗Eiſenbahn, in kommerzieller wie politiſcher Beziehung, darböte, und 
welche das Gutachten der Abtheilung genügend hervorgehoben hat, ſo dürften 
dieſe Vortheile doch weſentlich in den Hintergrund den militairiſchen Rückſich⸗ 
ten gegenüber treten, die ſich an die Ausführung jener Bahn knüpfen. — 
Preußen hat, meine Herren, im Weſentlichen zwei vorausſichtliche Kriegs⸗ 
Theater; das eine im Weſten, das andere im Oſten. Zu der Weſtgrenze 
Deutſchlands führen bereits aus dem Innern mehrere der Vollendung nahe 


ſucht ein Bischen 


und unter ſich mehrfach verbundene Eiſenbahnlinien. Auch haben die Bun⸗ 


destruppen, auf die wir in einem Kriege gegen Weſten zu zählen berechtigt 
find, um ſich in die Armee⸗Aufſtellungslinie zu begeben, nur wenig Preußi⸗ 
ſches Gebiet zu berühren. Ich hoffe mit voller Zuverſicht, daß ein Krieg auf 
unferer Oſtgrenze noch in einer ſehr weiten Ferne liegt. Sollte er aber ein⸗ 
mal ſtattfinden, ſo würden die Hülfstruppen, die uns die anderen Deutſchen 
Staaten dann lieferten, um in ihre Aufſtellungslinie zu gelangen, faſt die 
ganze Breite des Preußiſchen Staates durchziehen, und dort ihre Verbin⸗ 
dungslinien einrichten müſſen. Nach der Oſtgrenze hin thäten alſo vor Allem 
Eiſenbahnen noth; und an der erſten und allerwichtigſten derſelben iſt kaum 
der erſte Spatenſtich geſchehen! — Erlauben Sie mir, meine Herren, hier 
noch die Bemerkung hinzuzufügen, daß, falls die Oſt⸗Eiſenbahn vollkommen 
ihrer militairiſchen Veſtimmung entſprechen ſoll, ſelbige vor Allem zwei Be⸗ 
dingungen erfüllen muß, Sie muß genau in der centralen Richtung geführt 
werden, die der Regierungsvorſchlag und das Abtheilungs-Gutachten ihr an⸗ 
weiſen, und welche ſich, nach einem warmen Kampfe zwiſchen dem allgemei⸗ 
nen Intereſſe und den Sonderintereſſen, die bei ſolchen Gelegenheiten ſich 
ſtets geltend zu machen ſuchen, ſchließlich ſiegreich Bahn gebrochen hat. Und 
ſie muß demnächſt direkt von Verlin ab gebaut werden, ohne daß man ſie 
Privat⸗ und Nebenbahnen gewiſſermaßen anzweigte. Ich täuſche mich nicht 
darüber, daß große Hinderniſſe der Annahme der uns vorliegenden Geſetzes⸗ 
Propoſition entgegenſtehen. Aber im höchſten Intereſſe des Landes bilde ich 


warme Wünſche, daß dieſe Hinderniffe oder andere, die ſpäter nach der be⸗ 


ſchleunigten Ausführung der Oſt⸗Eiſenbahn entgegenträten, bald beſeitigt wer⸗ 
den mögen, und daß ein Jeder redlich zu dieſem wichtigen Ziele muwirke. 
Kriegs⸗Miniſter: Ich kann im Allgemeinen den militairiſchen Grün⸗ 
den, die der geehrte Redner ſo eben angeführt hat, nur beiſtimmen, und ich 
will, um die hohe Verſammlung nicht mit einer Wiederholung zu beläſtigen, 
hier nur noch einen Punkt anführen, der noch nicht zur Sprache gekommen 
iſt, und der nicht unbedingt militairiſch iſt, obgleich das Militair dabei tan⸗ 
girt. Wenn wir jetzt eine öſtliche Eiſenbahn gehabt hätten, ſo würde uns 
möglich geweſen ſein, manchen momentanen Verpflegungs⸗Beſchwerden raſcher 
und ſicherer abzuhelfen. f N 3 
Abg. Graf v. Gneifenau: Es iſt eine eigenthümliche Erſcheinung, daß in 
den öſtlichen Provinzen unſeres Staats von Zeit zu Zeit Perioden von Drang⸗ 
ſalen eintreten, welche ſchon große Beihülfen aus den Staatskaſſen in Anſpruch 
genommen haben. Ich kenne den Grund dieſer Erſcheinung nicht, ich ſchäme 
e Unwiſſenheit auch keinesweges, denn ich habe vor einiger Zeit 
aus öffentlichen Blättern erſehen, daß erſt vor kurzer Zeit eine Kommiſſton 
10 laren en niedergeſetzt worden iſt, um die Urſachen dieſer Erſcheinung aufs 
zuklären. Ein Beweis, daß ſowohl das Miniſterium als die Einwohner ſelbſt 
darüber noch im Unklaren ſind. Gewiß verkenne ich nicht, daß das gemein⸗ 
ſame Vaterland die Verpflichtung hat, bei ſolchen Drangfalen kein Opfer zu 
ſcheuen, was eine ſolche Noth lindern kann; indeſſen muß ich daran doch er⸗ 
innern, daß die großen Summen, welche dahin gegangen find, nicht immer 
blos zur Stillung des Hungers verwendet worden find. Als in den zwan⸗ 
ziger Jahren durch eine bis dahin nie gekannte Entwerthung aller landwirth⸗ 
ſchaftlichen Produkte und des Grund und Vodens ebenfalls eine Kalamität, 
namentlich auch in den öſtlichen Provinzen, eintrat, wurden ebenfalls unge⸗ 
heure Summen in Anſpruch genommen, nicht um den Hunger zu ſtillen, fon» 
dern um den Grundbeſitzern, welche in ihrem Fette fo zu ſagen erſtickten, ihr 
Eigenthum zu erhalten. (Aufregung.) Fern ſei es von mir, über alle dieſe 
Summen, welche ſeit dieſer Zeit dorthin gegangen find, hier ſcharſe Rechnung 
halten zu wollen; ich ſelbſt habe über die Verwendung derſelben mich nur 


Jahre 1842 das unbeſtrittene Recht hatte, dies zu be⸗ 


gefreut. Nur die Thatſache habe ich anführen wollen, um zu beweiſen, daß 
in der Theilnahme an den außerordentlichen Verwendungen aus Staatsfonds 
Preußen keinesweges zu kurz gekommen iſt, ſondern ſich vielleicht noch im 
Vorſchuſſe befinden dürfte. Wenn ich nun der Anſicht bin, daß die Bewilli⸗ 
gung der vorliegenden Anleihe nur der Anfang weit umfangreicherer Ver- 
wendungen auf Eiſenbahnen ſein würde, ſo ſteigert ſich mein Bedenken, wenn 
ich in Betracht ziehe, daß alle dieſe Verwendungen nur einem Theile der 
Monarchie zu Gute gehen würden. So ſehr ich nun auch überzeugt bin, daß 
in einem Staate, wie der unſrige, zu großen Zwecken ſämmtliche Provinzen 
einträchtig zuſammenwirken müſſen, ſo muß ich doch Bedenken tragen, einer 
Maßregel meine Zuſtimmung zu geben, welche eine Verwendung von einer 
jetzt noch gar nicht beſtimmbaren Summe auf eine lange Reihe von Jahren 
hinaus blos zu Gunſten eines Theiles der Monarchie zur Folge haben und 
auf eine lange Zeit hinaus die Monarchie in 2 Theile theilen würde, in einen 
zahlenden und in einen empfangenden. Für jetzt, meine Herren, kann ich 
daher nur die Bitte an Sie ſtellen, die Zuſtimmung zu der projektirten Ans 
leihe ehrfurchtsvoll abzulehnen. a a 

Landtags⸗Kommiſſar: Nachdem der Staat für die übrigen Bahnen 
durch die Garantie ſo weit geſorgt hat, daß ſie entweder ausgeführt oder der 
Vollendung ſehr nahe ſind, beſteht nach meiner Ueberzeugung, wie dies auch 
von der Abtheilung anerkannt iſt, eine moraliſche Verpflichtung des Staates, 
auch die öſtliche Bahn zur Ausführung zu bringen. Ich glaube deshalb 
nicht, daß die aufgeſtellte Anſicht, der eine Theil des Staates werde auf dieſe 
Weiſe blos für den anderen zahlen, die richtige iſt. Haben die öſtlichen Pro⸗ 
vinzen ſchlechtere Verkehrverhältniſſe, jo iſt das ein aus ihrer geographiſchen 
Lage im Verhältniß zum preußiſchen Staate entſtehendes Unglück für ſie; 
find fie deßhalb weniger im Stande, ihre Communications-Mittel zu ordnen, 
ſo hat der Staat als folder um fo mehr die Verpflichtung, aus feinen Mit⸗ 
teln zuzutreten, damit die Ungunſt der geographiſchen Lage möglichſt ausge⸗ 
glichen werde. Deshalb, meine Herren, handelt es ſich, nach meiner Ueber⸗ 
zeugung, in dieſem Augenblicke nicht um die Frage: Soll die öſtliche Bahn 
gebaut werden? ſondern nur darum, wann und wie ſie gebaut werden ſoll. 
Daß ſie aus den bereiten Mitteln des Staates nur ſehr langſam gebaut 
werden könne, das unterliegt keinem Zweifel; ſelbſt in dem glücklichſten Falle, 
wenn die Staats-Einnahmen die Staats-Ausgaben in den nächſten Jahren 
bedeutend überſteigen möchten, alſo der Bau aus Staatsmitteln mit größerer 
Energie betrieben werden könnte, würden ſich doch in der ganzen Monarchie 
viele Stimmen erheben, die es nicht gut hießen, wenn alle Ueberſchüſſe le⸗ 
diglich auf dieſen Zweck verwendet werden ſollten. Darum iſt es höchſt 
wahrſcheinlich, daß aus eigenen Mitteln des Staats, die Linie nur ſehr lang⸗ 
fam und zwar langſamer fortſchreiten könnte, als es mit den Intereſſen der 
Provinz und mit den Intereſſen des Staates vereinbar wäre; die Provinz 
würde — fürchte ich — in der allgemeinen deutſchen und europäiſchen Ent⸗ 
wickelung zurückbleiben, wenn ſie vielleicht noch auf Decennien hinaus des 
großen Mittels entbehren ſollte, welches fie allein dem Centrum des preußi⸗ 
ſchen Staates und dem Centrum Deutſchlands zu nähern im Stande iſt. 
Das Intereſſe der ganzen Monarchie würde dadurch gefährdet werden, weil 
es ſich nicht nur, wie ſchon erwähnt, darum handelt, eine engere Verbindung 
dieſer Provinzen mit dem Geſammtſtaate und beſſere Verkehrsverhältniſſe für 
alle Provinzen herbeizuführen, ſondern beſonders auch aus militairiſchen 
Rückſichten. Es iſt geſagt worden, es ſei nicht wahrſcheinlich, daß ein öſtlicher 
Krieg uns bedrohe, und ich theile dieſe Hoffnung vollkommen; es iſt geſagt, 
daß ein großes öſtliches Reich noch ſchlechtere Communicationsmittel habe, 
ich gebe auch dies zu; es handelt ſich aber um die Frage, ob es aus mili⸗ 
tairiſchen Rückſichten wünſchenswerth iſt, die ganze Monarchie mit einem 
tüchtigen Eiſenbahnnetz zu bedecken, um im Falle eines feindlichen Angriffes 
unſere Streitkräfte möglichſt ſchnell auf dem bedrohten Punkte zu koncentriren, 
ſei es in Weſten oder Oſten, in Süden ober Norden. Deshalb iſt die Eiſen⸗ 
bahn, welche die bis zu 100 Meilen von dem Centrum des Staats entfernte 
Provinz mit dem Centrum verbindet, auch in militairiſcher Beziehung eine 
höchſt wichtige. Würde aber der Bau dieſer Eiſenbahn aus eigenen Mitteln 
nur mit einem nicht wünſchenswerthen Zeitverluſt auszuführen ſein, ſo fragt 
es ſich weiter, ob der Bau im Wege der Privat-Induſtrie, mit Hülfe der 
in Aus ſicht zu ſtellenden Garantie ins Leben zu rufen ſei. Wäre dies möglich, 
ſo wäre keine Veranlaſſung, wenigſtens keine dringende, vorhanden, von dieſem 
bei den anderen Hauptbahnen eingeſchlagenen Wege abzugehen. Es iſt dies 
aber nach den Verkehrsverhältniſſen der öſtlichen Provinzen und nach dem 
Zuſtande des Geldmarktes ſehr unwahrſcheinlich, und deshalb iſt es die Ab⸗ 
ſicht der Regierung, die Anſicht der hohen Ständeverſammlung darüber zu 
vernehmen, ob man auf dem dritten Wege, der von vielen Seiten als der 
nützlichſte und beſte bezeichnet worden iſt, auf dem Wege der Anleihe, zu der 
ſchnellen Erreichung des Zieles ſchreiten ſolle. Von einer neuen Belaftung 
des Landes iſt dabei durchaus keine Rede, und ich muß der in dieſer Be⸗ 
ziehung von dem vorletzten geehrten Redner aufgeſtellten Anſicht auf das 
entſchiedenſte widerſprechen. Lediglich der Fonds, welcher dazu beſtimmt 
worden, Garantieen zu leiſten, fol dazu dienen, die Zinſen zu zahlen, und iſt 
deshalb in der Propoſition der Reglerung kein indirekter oder direkter Antrag 
auf eine Belaſtung durch neue Steuern enthalten. Würde die Garantie 
übernommen, ſo würde man ſich innerhalb der Gränzen dieſes Fonds bewe⸗ 
gen müſſen; wird ein Darlehn beliebt, ſo muß daſſelbe ſtattfinden. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich kann dem geehrten vorletzten Redner aus 
der Niederlaufig nur darin beipflichten, daß eine Anleihe, fie mag aus Grün⸗ 
den erfolgen, aus welchen ſie wolle, immer eine ſehr wichtige und bedenkliche 
Maßregel iſt, und zwar kurz aus den drei Gründen: Einmal, weil durch 
eine Anleihe, namentlich in dem Maße, wie ſie hier beabſichtigt wird, der 
Induſtrie und dem Ackerbau Kapitalien entzogen werden, die zu ihrer Hebung 
verwendet werden können, alſo die Privat- Induſtrie leidet. Zweitens, weil 
weſentlich eine Anleihe dazu beiträgt, eine Klaſſe von Staatsbürgern zu be⸗ 
reichern, die ſich nicht mit dem Handel, nicht mit der Induſtrie, nicht mit 
dem Ackerbau, überhaupt nicht mit einem produktiven Gewerbe beſchäftigt, 
ſondern aus Rentiers beſteht, die nur, wenn ich ſo ſagen darf, aus der Tren⸗ 
nung der Coupons ein Geſchäft machen; weil alſo eine inproduktive Indu⸗ 
firie befördert wird; und drittens, weil dadurch weſentlich dem Börſenſpiele 
Vorſchub geleiſtet wird, was aus Gründen, die früher gegen die Lotterie an⸗ 
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geführt ſind, aber in einem weit höheren Grade bedenklich zu ſein ſcheint. 
Es kommt noch dazu, daß viele Aktien noch nicht eingezahlt ſind und viele 
Eiſenbahnen in einer kritiſchen Lage ſich befinden, die noch kritiſcher würde 


und faſt zur Auflöfung dieſer Geſellſchaften führen müßte, wenn der Staat 


jetzt eine fo bedeutende Anleihe von 24 bis 30 Millionen eröffnete. Das iſt 
der eine Grund; ich muß aber noch einen anderen Grund anführen und mich 
dabei von vornherein dagegen verwahren, als ob es irgend Abſicht von mir 
wäre, auch nur irgend eine Perſönlichkeit zu berühren. Ich weiß, daß die 
Verſammlung, wie es auch natürlich iſt, da unſer parlamentariſches Leben 
noch ein ſehr junges iſt, in dieſer Beziehung eine gewiſſe Empfindlichkeit be⸗ 
ſizt, und ich möchte namentlich die verehrten Herren auf der Miniſterbank 
nicht irgendwie empfindlich verletzen. Ich glaube aber, daß, wenn man die 
Ehre hat, den Repräſentanten einer europäiſchen Großmacht gegenüberzuſte⸗ 
hen, wie ſie hinter mir ſitzen, (Seiterkeit.) man auch das Recht habe, fie öf⸗ 
fentlich zu kritiſiren, und ich verwahre mich alſo im voraus vor der Abſicht, 
als ob ich Perſönlichkeiten zur Sprache bringen wollte. Ich würde die Sache 
nicht zur Sprache bringen, wenn fie in den Vereinigten Kurien vorgekommen 
wäre, ſie iſt aber blos in der Drei-Stände-Kurie vorgekommen, und ich kann nicht 
annehmen, daß ſie den verehrten und erlauchten Mitgliedern der Herren-Kurie 
vollſtändig bekannt ſei. Ich meine den Fall von vorgeſtern. Wir haben leider ges 
hört, daß der Herr Landtags-Kommiſſar die bedenklichen Worte „ſchwebende 
Schuld“ ausgeſprochen hat, was den ehrenwerthen Abg. für Berlin, deſſen 
Lob auszuſprechen überſlüſſig iſt, da fein Charakter dazu zu hoch ſteht, in 
eine große Gewiſſens-Unruhe verſetzt hat, die den größten Eindruck auf die 
Verſammlung hervorbrachte und vermöge feiner amtlichen Stellung hervor 
bringen mußte. Wir haben gehört, wie des Herrn Finanz-Miniſters Excellenz 
auseinandergeſetzt hat, daß zwar die Staatskaſſe nach der Aufſchrift der Banks 
noten dieſelben an Zahlungsſtatt annehmen muß, daß aber in Fällen, wo die 
Bank zur Liquidation kommen, fie von dieſer Verpflichtung entbunden wäre. 
Wir haben gehört, daß der Herr Juſtiz-Miniſter die Aeußerung gemacht hat, 
daß er mehrere Ober-Landesgerichte angewieſen habe, die Banknoten nicht in 
Zahlung anzunehmen, daß er alſo durch ſolche Verfügungen die Sicherheit 
derſelben neutraliſirt hat. Wir haben nachher gehört, daß der Herr Landtags: 
Kommiſſar dem Herrn Finanz-Miniſter widerſprach und daß er die Voraus⸗ 
ſetzung ausſprach, daß der Herr Finanz-Miniſter diefe Yeußerung zurückneh⸗ 
men würde; daß ferner der Herr Landtags-Kommiſſar, dem wir die ſchöne 
Aeußerung verdanken, daß das Gouvernement ein gutes Gewiſſen habe, die 
Verſammlung veranlaſſen wollte, dieſen Theil des Vorganges in den öffentli— 
chen Verhandlungen zu unterdrücken und auch die ſehr richtige Bemerkung 
derjenigen Mitglieder, welche dem Handelsſtande angehören, dieſen Antrag 
zurücknahm, und daß wir auf deren Wunſch die Debatte ſelbſt ruhen ließen. 
Das ſind Umſtände und Zuſtände, die mir die allerbedenklichſten zu ſein 
ſcheinen Die ganze Verſammlung wird davon durchdrungen ſein, daß ſolche 
Aeußerungen Nachtheile für den öffentlichen Kredit haben müſſen. Wenn 
dieſe zarte Pflanze, der öffentliche Kredit, auf ſo wenig rückſichtsvolle 
Weiſe vor einer Verſammlung von 500 Perſonen behandelt wird, ſo 
glaube ich gerechte Bedenken haben zu müſſen, in ſolcher Zeit dem Kre⸗ 
dit des Staats durch mein Votum eine weitere Folge zu geben durch Be⸗ 
willigung einer Anleihe, die den Zuſtand noch bedenklicher machen kann. 
Ich glaube, daß, wenn auch dieſe Gründe nicht vorlägen, die Abth., welcher 
ich übrigens keinen Vorwurf machen will, mehrere weſentliche Geſichtspunkte 
nicht gründlich erwogen hat. Sierzu zähle ich zunächſt die Prüfung des Fi⸗ 
nanz⸗Etats. Es kommt noch hinzu, daß die Koſtenanſchläge bei Eitenbahn⸗ 
bauten bekanntlich ſehr unſicher ſind. Wir haben bis jetzt keine Eiſenbahn 
ausführen ſehen, wo mit den veranſchlagten Koſten ausgereicht wäre. Um ſo 
unerläßlicher erſcheint es, daß, wenn es ſich um Bewilligung einer neuen Anz 
leihe handelt, die Frage erwogen werde, ob der Koſtenpunkt gründlich erörtert 
iſt, und es würde nach meiner Anſicht die Aufgabe der Abth. geweſen ſein, 
nicht blos auf die techniſchen Raiſonnements der Techniker des Gouvernements 
ſich zu beſchränken, ſondern ihrerfeits Techniker zuzuziehen und deren Gutach- 
ten in gründliche Erwägung zu nehmen. Ich beſcheide mich wohl, daß eine 
ſolche Frage in einer Verſammlung von 600 Perſonen nicht erwogen werden 
kann, aber ich glaube, daß es die Pflicht der Abth. geweſen wäre, fie um fo 
gründlicher in Erörterung zu ziehen. So lange ich nicht weiß, ob man mit 
den Mitteln ausreichen werde, ſo longe kann ich nicht wiſſen, wie ich votiren 
ſoll, denn wir haben ja von 22 Millionen, von 34 Millionen und, was weiß 
ich, ſonſt noch gehört. Es iſt mir daher ganz ungewiß, ob mit dieſen Mit- 
teln auszureichen iſt, und ob vollends der Fonds zur Unterſtützung anderer 
Eiſenbahnen noch Mittel gewähren wird. Der allgemeine Standpunkt, auf 
den ich jetzt übergehen will, iſt die unfichere Lage, in der wir uns in Bezie⸗ 
hung auf den Rechtszuſtand befinden. Wir haben uns die ganze vorige Woche 
damit beſchäftigt und Petitionen darauf gebaut an Se. Majeftät den König, 
deren Schickſal uns noch ganz unbekannt iſt; wir können ſelbſt ihr Geſchick 
für den Verlauf der nächſten Tage nicht wiſſen; wir wiſſen nicht, in welcher 

rm ſte aus der Herren-Kurie hervorgehen werde, obwohl ich damit dem 

wei⸗Kammer⸗Syſleme keinen Vorwurf zu machen denke, und ob fie über- 
haupt zur Entſcheidung Sr. Majeſtät des Königs gelangen werden. Wenn 
dieſer bedenkliche Fall eintreten würde, fo würde bei der Rechts-Unſicherheit, 
in der ich mich, und mit mir viele andere Mitglieder, zu befinden glaube, 
die Löſung im eine ganz ungewiſſe Zukunft verſchoben werden; und bei einer 
ſolchen Sachlage glaube ich mich nicht im Stande zu befinden, für ein Dar⸗ 
lehn, für irgend einen Schuld⸗Titel meinerfeits mein Votum abzugeben Es 
giebt Lagen in den Öffentlichen Leben der Staaten, wo der Patriot ſein Haupt 
verhüllt, in fein Inneres zurückgeht und den feften Entſchluß faßt, nur der 
inneren Stimme zu ſolgen, welche ihm zuruft: „Thue recht und ſcheue Nie⸗ 
mand!“ In einem ſolchen Momente befinden wir uns jetzt; wir wiſſen nicht, 
was die Zukunft uns bringen wird, und haben daher nur den gegenwärtigen 
Moment ins Auge zu faſſen. Oe lange nicht die Uebereinſtimmung der ge⸗ 
‚genwärtigen Geſezgebung, die das Datum des 3. Februar trägt, mit den 
Geſetzen vom Jahre 1820, die in derſelben Geſez⸗Sammlung abgedruckt find, 
hergeſtellt iſt, fo lange ferner die Stände der nothwendigſten Grundlage ent⸗ 
behren, für die Erhaltung ihrer Rechte, der Grundlage, daß, wie es ſtets in 
Deutſchland Rechtens geweſen iſt, ihre Rechte nicht alterirt werden können 
ohne ihre ausdrückliche Zuſtimmung, fo 


lange werde ich mein Votum nicht 
abgeben für die Bewilligung irgend eines Darlehns zu Gunſten des Staates. 


hättr, auf dieſe Debatte nochmals zurückzukommen. 
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Landtags Kommiffar: Es iſt gewiß für mich keine angenehme 
Pflicht, die Verſammlung nach ſo kurzer Zwiſchenzeit noch einmal mit einer 
Rede behelligen zu müſſen. Da aber der Deputirte aus Weſtphalen einen 
Vorfall berührt hat, der in der letzten Sitzung der Kurie der drei Stände 
vorgekommen iſt, ſo glaube ich, die geehrten Mitglieder der Herren⸗Kurie auch 
nicht die kurze Zwiſchenzeit, zwiſchen dem jetzigen Momente und dem Durchleſen 
der Verhandlungen der ſtenographiſchen Berichte über den Vorfall im Ungewiſſen 
laſſen zu dürfen. Was zuerſt den tragiſchen Eindruck betrifft, den das von mir 
gebrauchte Wort „ſchwebend“ hervorgerufen haben ſoll, fo muß ich bitten, darauf 
kein zu großes Gewicht zu legen. Ich hatte deſinirt, welche Schulden nothwendig 
an die Zuflimmung der Verſammlung des Vereinigten Landtags gebunden ſeien, 
und davon ausgenommen die eigentlichen Verwaltungsſchulden, d. h. ſolche 
Schulden, welche in bloßen Anticipationen der Staatsrevenüen auf kurze Zeit 
beſtehen, ohne dadurch dem Lande neue Laſten aufzulegen. Soviel ich der⸗ 
nommen, hat dieſe meine Erklärung ſich auch der Zuſtimmung der hohen Ver⸗ 
ſammlung erfreut. Was den zweiten beregten Gegenſtand betrifft, nämlich 
den wegen der Vankſcheine, jo hat der geehrte Redner ſelbſt bemerkt, daß der 
öffentliche Kredit eine zarte Blume ſei, die man nicht ohne Noth berühren 
dürfe. In Anerkennung der Richtigkeit dieſer feiner Worte hätte ich wohl 
erwarten dürfen, daß er nicht in deſſen Verkennung Veranlaſſung genommen 

ials 3 elbft muß mich deſ⸗ 
ſen enthalten und, indem ich übrigens bitte, die . N ae 
bald ‚fie in den ſtenographiſchen Berichten erſcheinen, werde ich nur noch ei⸗ 
nes einzigen Moments dieſer Verhandlung erwähnen, ich meine des Umſtan⸗ 
des, daß ich bezüchtigt worden bin, mich mit dem Herrn Finanz- Minifter in 
Widerſpruch geſetzt zu haben. Das iſt meines Wiſſens nicht geſchehen, we⸗ 
nigſtens meine Abſicht nicht geweſen, ich provozire dieſerhalb auf den ſteno⸗ 
graphiſchen Bericht, ſobald ſolcher abgedruckt ſein wird. Außerdem hat der 
geehrte Herr Redner hervorgehoben, daß er ſich nicht im Stande befinde, mit 
Sachkenntniß über die vorliegende Frage zu urtheilen, weil der vorgelegte 
Finanz⸗Etat nicht die gehörigen Auſſchlüſſe gegeben habe. Ich laſſe dahin 
geſtellt ſein, ob in dieſer Beziehung eine weitere Aufklärung hätte ſtattſinden 
ſollen, hoffe aber, daß der gehrte Redner vielleicht heute noch anerkennen wird, 
daß in Beziehung auf feinen Wunſch wegen weiterer Aufſchlüſſe in Beziehung 
auf den Finanz⸗Etat die Staats-Verwaltung mit der höchſten Offenheit ge⸗ 
gen ihn zu Werke gegangen iſt. a 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Ich wollte nur die Bemerkung machen, daß 
hier die Rede von dem Unterſchiede zwiſchen Depoſitorien und Königl. Kaſſen 
war. Ein Depoſitorium, das beſtimmt iſt zur Aufbewahrung von Privat⸗ 
Vermögen, kann nämlich in dieſer Beziehung mit den Königl. Kaſſen nicht 
gleichgeſtellt werden. Es kam auf das Prinzip an, ob bedeutende Summen 
ſolcher Banknoten ad depositum genommen werden dürften. Nur darüber 
iſt eine Entſcheidung ergangen. Das in alſo eine ganz andere Sache. 

Abg. Frhr. v. Vinke: Der Herr Landtags⸗Kommiſſar hat mir ſo eben 
vorgeworfen, daß ich die Bemerkung, die ich in Bezug auf feine Erklärung 
in der letzten Sitzung gemacht habe, nicht hätte zur Sprache bringe ollen, 
indem dieſelbe nicht im Einklange ſtehe mit den Worten, die ich fel ſt ge⸗ 
ſprochen hätte, das nämlich der öffentliche Kredit eine zarte Pflanze ſei. Die⸗ 
ſen Ausdruck habe ich gebraucht, und dazu bekenne ich mich noch. Ich muß 
aber den Vorwurf des Widerſpruchs, der zwiſchen meinen Aeußerungen bes 
ſtehen ſoll, vollkommen ablehnen. Die Ehre und die Würde meines Vater⸗ 
landes ſtehen mir ſo hoch, daß ich innig bedauert habe, einen Vorfall erwäh⸗ 
nen zu müſſen, der auch nur den Schein eines Schattens auf dieſelben wers 
fen könnte. Aber meine Kommittenten haben mich hierher geſchickt, um die 
Intereſſen des Landes zu wahren, und wenn es ſich darum handelt, eine Laſt 
von 32,000,000 Rihtrn. zu bewilligen, fo habe ich zu erwägen, ob ich dies 
im Intereſſe meiner Kommittenten, die von der Laſt betroffen werden, thun 
kann, und ob der Kredit von der Staatsverwaltung ſo intakt erhalten wird, 
daß ich noch einen weiteren Kredit bewilligen kann. Ich habe mich daher nur 
in der Erfüllung einer ſchweren Pflicht bewegt und muß alſo den mir ge⸗ 
machten Vorwurf auf das vollſtändigſte ablehnen. ; 

Abg. v. Saucken: Ich glaube, daß die Nützlichkeit der Ausführung der 
Eiſenbahn für Preußen von Jedem anerkannt werden wird, der fi nur 
einigermaßen die Lage der Provinz vor die Seele führt. Der Bau dieſer 
Bahn berührt unſere Verkehrsverhältniſſe aufs genaueſte. Wenn hier geſagt 
iſt, was iſt uns, was ſoll uns aus Preußen zugeführt werden, ſo antworte 
ich darauf: ‚Eben weil keine Verkehrſtraßen find, find auch keine Zufuhren; 
hier bedingt Eines das Andere. Man hat bemerkt, wir hätten unſeren Abfag 
nach der See. Wir haben ihn dahin, aber nur, weil alle anderen Abſatz⸗ 
wege uns fehlen. Es iſt ferner richtig bemerkt worden, daß Preußen von 
der einen Seite durch bedauerliche Grenz⸗Verhältniſſe in dem Handelsverkehr 
mit den Nachbarſtaaten gehindert iſt Dies iſt aber gerade ein Grund, der 
uns um ſo mehr veranlaſſen ſollte, in einen lebendigeren Verkehr mit dem 
Weſten zu treten, der für unſere zunehmende Fabrikation von der äußerſten 
Wichtigkeit iſt. Aber auch in geiſtiger Beziehung, meine Herren, iſt die Er⸗ 
bauung der betreffenden Eiſenbahn von großer Bedeutung, weil ein Theil 
des Volks mit dem anderen dadurch in nähere, in die innigſte Berührung 
kommt. Dieſe Berührung befördert die geiſtige Entwickelung, berichtigt die 
Anſichten, ſchleift ſie hier und dort ab, und nie wird zin Volk innig und 
ſtark ſein, wenn es nicht in ſtetem wechſelſeitigen Verkehr unter ſich ſteht. 
Demnach muß ich erklären daß ich dem Vorſchlage — der nicht den Eiſen⸗ 
bahnbau nach Preußen erſt beſtimmen, ſondern ihn nur beſchleunigen und alſo 
den Nutzen, den andere Provinzen ſchon genießen, nur ſchneller auch für 
Preußen herbeiführen und der den Vorwurf abweiſen foll, daß durch die Ver⸗ 
zögerung des Baues unendliche Summen verloren gehen, welche hätten ge⸗ 
wonnen werden können; — daß ich einem ſolchen Vorſchlage entgegen⸗ 
treten muß, nicht, weil ich eine hohe Verſammlung und mich ſelbſt nicht für 
befugt zur Bewilligung einer Anleihe halte, — nein, denn durch die Veru⸗ 
fung des Vereinigten Landtags find wir die Reichsſtände, welche dieſe 
Befugniß haben, ſondern weil ich mich nicht für dazu fähig halte, fo lange 
nicht eine genaue Enmſicht in den Staatshaushalt zugeſtanden und dadurch 
die Ueberzeugung zu erlangen iſt, daß der Zweck auf keinem anderen Wege 
erreicht werden kann, ſo lange nicht die Periodizität des Vereinigten Land⸗ 
tages ausgeſprochen und meine Bedenken gehoben ſind. 

(Fortſetzung folgt.) \ 


